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52. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. (27. Februar.) 

11 Ubr. Am Miniſtertiſch Falk mit mehreren Commiſſarien. 

Der Vertreter des erſten Aachener Wahlbezirkes, Abgeordneter Houben, 
bat fein Mandat niedergelegt. Ein Schreiben des Juſtizminiſters ſucht die 
eventuelle Genehmigung des Hauſes zu der vom Oberprokurator in Trier 
verlangten ſtrafrechtlichen Verfolaung des Sonntagsblattes für die Diöceſe 
Trier nach, wegen eines Artikels vom 12. Januar, betitelt „Zum neuen 
Jahre der eine Beleidigung des Abgeordnetenhauſes enthalten ſoll. Das 

chreiben geht an die Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion. g 

Auf der Tagesordnung ſteht die wiederholle erſte und zweite Berathung 
des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Abänderung der Artikel 15 
und 18 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850. Zur erſten melden 
ſich fünf Redner zum Wort, darunter 4 gegen den Geſetzentwurf (v. Chla⸗ 
powzki, Stroſſer, von Gerlach und Windthorſt⸗Meppen), dafür nur einer, 
der Abgeordnete Gotting; es hatten ſich außer ihm noch mehrere gemeldet, 
die jedoch ihren Namen aus der Liſte wieder ſtreichen laſſen. 

Aus dem wenig verſtändlichen Vortrage des Abgeordneten von Chla⸗ 
po wski können wir aur folgende Sätze citiren: Die nationalen Rechte, 
welche der Redner und ſeine Partei vertreten, find mit den verbrieften Red: 
ten der katholiſchen Kirche, welche durch die heabſichtigte Verfaſſungsände⸗ 
rung und die ihr nachfolgende Geſetzgebung offenbar ſchwer geſchadigt wer⸗ 
den, innig verwachſen. Seine Partei hat daher beide zugleich zu vertheidi⸗ 

en und auch die Gegner ſollten ſich daran erinnern, daß jede Schädigung 
remder Freiheit ſchließlich die eigene trifft. Die Selbſtſtändigkeil der Kirche, 
wie die Verfaſſung ſie gewährleiſtet, mit dem aan doe Geſetzentwurf 
über die Anſtellung der Geiſtlichen in Einklang ſetzen wollen, kommt genau 
darauf hinaus, als wenn man der durch die Verfaſſung verbürgten Preß⸗ 
reiheit, die nach Art. 27 nur im Wege der Geſetzgebung beſchränkt werden 
oll, den Satz zufügen wollte: „die Schriftſteller werden vom Staat ange: 
telt“ und ihn durch die Cenſur in Form aufgetragener Druckerſchwärze 
illuſtrirte. Der Redner zeigt dem durch dieſe Paraleſe heiter geſtimmten 
Hauſe ein ſolches geſchwärztes Zeitungsblatt, wie es ſcheint, ein Exemplar 
der „Bromberger Zeitung“ und erklärt ſchließlich die neuliche Aeußerung 
des Cultusminiſters bezüglich des Verhaltens des Erzbiſchofs von Poſen 
und Gneſen in der Sprachenfrage für unrichtig. - 

Abg. Götting, der für den Geſetzentwurf ſprechen ſoll, verzichtet auf 
das Wort, gleichzeitig wird ein Antrag auf Schluß eingebracht. Abg. von 
Mallinckrodt: Meine Freunde und ich haben durchaus nicht die Abſicht. 
die Verhandlungen unnöthig hinzuziehen, wir wollen auch keine namentliche 
Abſtimmung beantragen; aber bei der Wichtigteit des Gegenſtandes müſſen 
wir wünſchen, die Erörterung nicht vorzeitig geſchloſſen zu ſehen nad bitten 
daber die Herren Antragſteller, ihren Antrag auf Schluß zurückzuziehen. 
Präſident v. Forckenbeck: Ich muß die Beſtimmung der Geſchäftsordnung 
ſtreng aufrecht erhalten, daß über einen Antrag auf Schluß ohne Discuſſion 
ee werden muß. Abg. Rickert zieht den Antrag auf Schluß zu⸗ 
rück, 

A 


ſo daß die Discuſſion ihren Fortgang nehmen kaun. 

bg. Stroſſer kann ſeine Dankharkeit gegen Herrn Rickert und das 
Haus nicht durch das Verſprechen ſich kurz zu faſſen an den Tag legen, 
denn es hat ſich bei ihm, der viermal in den früheren Stadien der Bera⸗ 
tbung nicht zum Wort gekommen iſt, viel Material angeſammelt. (Unruhe.) 
unächſt läßt er die Redner, die vor drei Wochen ſorachen, die Revue paſ⸗ 
tren und bemerkt gegen den Referenten Gneiſt, daß die Zuſammenſtellung 
der Zuſätze zu den Verfaſſungsart keln mit dem „Was iſt das?“, das 
Luther den zehn Geboten beigefügt hat, von einer Naivität zeugt, wie ſie 
ihm niemals vorgekommen ift. Dieſe Luther'ſchen Erklärungen ſiud ſo klar, 
fo wahr, jo ſehr in Uebereinſtimmung mit den Geboten ſelbſt, daß ſie ſich 
erhalten werden, ſo lange es evangeliſche Chriſten auf Erden geben wird. 
Die Zuſätze der Commiſſion zu den Verfaſſungsartikeln aber ſtoßen ihren 
Inhalt geradezu um, fie werden daher das Alter der Luther ſchen Erklärun⸗ 
gen nicht erreichen, ſondern frühzeitig an der Schwinpſucht ſterben, und 
das e Wort des Referenten erfüllen: iſt's Menſchenwerk wird's 

untergehen. N 5 
Das Verhalten ſeines e v. Brauchiltſch ber 
weiſt, wie weit die Inconſequenz des Menſchen geben kann, denn er, der 
Gegner der kirchlichen Excommunication hat Herrn v. Gerlach und feine 
Freunde mit Nennung der Namen aus der conſervativen Partei excommuni⸗ 
eirt. Er, der Redner, und ſein Freund Holtz, haben ihre Frömmigkeit be⸗ 
reits zu einer Zeit bewieſen, als Herr v. Brauchilſch noch gar nicht geboren 
war. Die beiden Kirchen, welche durch ihre Bußtage den Segen Gottes 
auf die deulſchen Waffen herabgefleht haben, berdienen die Behandlung nicht, 
die ihnen jetzt zu Theil wird. (Ruf: Schluß! Schluß!) Nein, m. H., fährt 
der Redner fort, der auf die Kritik der Perſonen eine ebenſo eingehende der 
Principien folgen läßt, nicht Schluß! Der Abg. Lasker hat neulich 2% Stun 
den in einer Gifenbabnfrage geſprochen. Wenn Sie es wünſchen, ſo werde 
ich jetzt 3 Stunden in einer Kirchenfrage ſprechen. Beſſer als die Zuſätze 
u den Verfaſſungsartikeln wäre ihre nackte Aufhebung und die beabſichtigte 
Feier am 18. März zu Ehren der Pariſer Commune Seitens der Socialilten, 
die nach den Zeitungen geſtattet werden ſoll, um die Stärke der Partei zu 
recognesciren, bietet für das Einſchreiten der Staatsregierung ein geeigne⸗ 
teres Feld als die chriſtlichen Kirchen. (Beifall im Centrum.) i 

Abg. v. Gerlach: Man hat ihn einen Jeſuitenfreund genannt; aber die 
Jeſuiten find ein Opfer ungerechter Verfolgung und Repner ſympathiſirt 
immer mit denen, die um der Gerechtigkeit willen verfolgt werden. Die 
katboliſche Kirche genoß mit Ausnahme Englands nirgend einer ſolchen Frei⸗ 
beit wie in Preußen; aber ſeit zwei Jahren wird ihr die Luft benommen. 
Syllabus und Eneyklika können die Veranlaſſung nicht fein, denn dieſe ſind 
von älterem Datum. Der Redner, der auf der Tribüne jo gut wie under: 
ſtändlich iſt, ſpricht auch vom Abg. Lasker und vermuthlich gegen ihn und 
hofft vom Cultusminiſter, daß er ſeine Vorlagen zurückziehen werde. 

Der Cultusminiſter: Es liegt nicht in meiner Abſicht, in die Debatte 
ſachlich einzutreten, weil ich bon der Ueberzeugung durchdrungen bin, da 
dieſe Debatte bereits erſchöpft war, ehe ſie heute noch begon⸗ 
nen wurde. (Lebhafte Zustimmung.) Der Gang der Verhandlung hat 
mich eines anderen nicht belehrt. Ich will nur ſagen: ich bin nicht im 
Stande die Hoffnung des Abgeordneten, der eben die Tribüne verleß, zu 
erfüllen, daß ich heute oder demnächſt die eingebrachten Geſetze zurückziehen 
würde. Diele Hoffnung wird ſich nicht erfüllen. Im Gegentbeil, die 
Staatsregierung legt das höchſte Gewicht darauf, daß ihr im 
Laufe dieſer Seſſion auf die Frage, die ſie in Form der Vor⸗ 
lage der kirchenpolitiſchen Geſetze geſtellt hat, eine volle und 
abgeſchloſſene Antwort werde. Sie iſt ſich dabei völlig bewußt, daß 
fie an die Mitglieder beider Häuſer des Landtags, an deren Opferwilligkeit 
und Patriotismus, ſehr große Anforderungen ſtelt, aber deſſen ungeachtet 
ſtellt ſie dieſe Anforderungen, weil fie von der Ueberzeugung durchdrungen 
iſt, daß jo wichtige und ſchwerwie ende Fragen, wenn fie einmal angeregt 
find, ununterbrochen zum Austrage kommen müjlen. 5 

Präſident von Forckenbeck bemerkt, daß ihm während der Debatte ein 
Urlaubsgeſuch des Abg. Lasker für einige Tage zugekommen ſei; derſelbe 
ſei bettlägerig. Es dürfte alſo nicht falſch gedeutet werden, wenn er heute 
auf die Angriffe des Vorredners nicht antworte. 

Die erſte Berathung wird geſchloſſen und, da eine Verweiſung des 
Geſetzentwurfs an eine Commiſſion unter der Heiterkeit des Hauſes nut von 
den Abgg. Hüffer und v. Gerlach gewünſcht wird, in die zweite eingetreten, 
die ſich zunächſt auf Art. 15 bezieht. i ER 

Abg. Reiheniperger (Koblenz): Aus den Worten des Cultusminiſters 
entnehme ich wieder, wie das Zerſtören viel leichter ift, als das Aufbauen. 
Sie geben ſich freiwillig der Illuſion hin, daß, wenn Sie dem Verfaſſungs⸗ 
artikel iu folder Weiſe ein Ende gemacht haben, das Reich des Friedens 
kommen werde. Es würde der Frieden des Friedhofs ſein. Folgen dem 
Jeſuitengeſetz noch mehrere ihm ähnliche, dann wird der Frieden noch lange 
ausbleiben. Der Geh. Juſtizrath Friedherg hat ein von der Regierung gern 
und oft citirtes Buch geſchrieben. Ich kann daſſelbe nur als ein dickleibiges, 
gehäſſiges Pamphlet gegen die katholiſche Kirche bezeichnen. Es heißt darin: 

„Zu alle dem kam ſchließlich noch die politiſch Anlipathie, welche in den 
Rheinlanden gegen die preußiſche Regierung k erſchte; man war jo gründ⸗ 


Bierundfünfzigſter Jahrgang. 


lich enttäuſcht dadurch, daß die Freiheitskriege als einzige Frucht der politi⸗ 
ſchen Entwickelung nur die Demagogenverfolgungen erzeugt hatten, und daß 
die preußiſche Politik mit ſolcher Wolluſt die Pfade der Metternich ſchen 
Politik verfolgte, daß u. . w.“ Nun, was damals die Demagogenverfol⸗ 
en war, iſt jetzt die Jeſuitenverfolgung (Widerſpruch links), was die Frei⸗ 
eitskriege waren, iſt jetzt der letzte franzöſiſche Krieg, und das Metternich⸗ 
ſche Syſtem von damals iſt jetzt das Syſtem der heutigen Staatsregierung. 
(Sehr gut! Beifall im Centrum.) Gehen Sie auf den Pfaden des Metter⸗ 
nichſchen Syſtems nur fo fort, auf den Pfaden der Verfolgung angeblich 
ſtaatsgefährlicher Beſtrebungen, immer wieder müſſen wir fragen: aus 
welchen Gründen? Machen Sie Sich darauf gefaßt, wir kommen auf dieſe 
Feen noch ſehr oft zurück, die Herren Schlußmacher werden viel zu thun 
elommen. 

Der Unterſtaatsſecretär Achenbach hat bei der Debatte über Einrichtung 
der kurheſſiſchen Conſiſtorien geſagt: „Der Artikel 15 der Verfaſſung iſt 
nicht ein Zukunftsprogramm, ſondern ein ſofort wirkſames Recht. Bevürften 
wir Zeugen dafür, jo würde die katholiſche Kirche Zeugniß davon ablegen. 
Vor unfer aller Augen liegt es, wie unter der Freiheit, welche dieſer Artitel 
der katholiſchen Kirche gewährt, dieſe eine kaum vorherzuſehende Blüthe er⸗ 
reicht hat. Gew aber werdeu wir, wenn wir neidlos auf dieſe Entwicke⸗ 
lung ſehen wollten, wünſchen und verlangen müſſen, daß die evangeliſche 
Kirche befähigt werde, nicht in Haß und Hader, nein im edelſten Kampf der 
Geiſter an der gemeinſchaftlichen Aufgabe, nämlich der Veredelung unſeres 
Volkes, mit der katholiſchen Kirche zu arbeiten.“ Gewiß die edelſten 
Worte, die man ſagen kann, wenn ſie nur befolgt würden! Mir kommt 
es mehr und mehr ſo vor, als ob Ihr Ideal einer Kirche in den hieſigen 
zwei Gensdarmenkirchen verkörpert wäre: der äußere Aufbau iſt imponirend, 
auch dem Heiligen iſt eine gewiſſe Ehrfurcht erwieſen, aher vom Innern 
wurde mir geſagt, es ſei eine Rumpelkammer. Wenn ich das auch nicht 
glaube, ſo viel iſt ſicher, daß das Innere nicht zu kirchlichen Zwecken benutzt 
wird, nur ein Heiner Anhang zum Gebäude dient denſelben. In das Janere 
werden wahrſcheinlich künftig die Büreau's des Oberpräſidenten und des 
Staatsgerichtshofes für Kirchen verlegt werden (Beifall und Heiterkeit im 
Centrum). Ich wende mich zu Herrn v. Kardorff; wir haben keinen Gegner, 
der uns mehr herumzerrt, als er. 5 5 

Er ſagt, der niedere Clerus müſſe in Schutz genommen werden gegen 
Vergewaltigung der Obern. Es hat ſich ſchon ſezt gezeigt, daß derſelbe 
auf ſolche Leimruthe nicht fliegt. Es handelt ſich bei dieſem ganzen Streit, 
das dürfen wir ohne Ruhmredigkeit jagen, nicht um unſere Perſonen; han⸗ 
delte es ſich darum, daun hätten wir wahrlich dieſe Centrumsfraction nicht 
gebildet. Denn wir wiſſen, daß damit die Brücken zu Stellen und Ehren⸗ 
ämtern für uns abgebrochen find (Beifall im Centrum), wir können ja nicht 
einmal in den Staatsgerichtshof für Kirchenſachen kommen. Herr von Kar⸗ 
dorff wies wieder auf das Coneil hin, es iſt durch daſſelbe nichts weiter 
feſtgeſtellt worden, als daß der Papſt für ſich allein in feierlicher Form in 
Glaubenszweifeln und Glaubensſtreitigkeiten ausſprechen kann, was katho⸗ 
liſche Wahrheit iſt, und daß dieſer Ausſpruch durch ein ſpäteres Concil nicht 
mehr reformirt werden kann. Herr von Kardporff hat ſich indignirt darüber, 
wenigſtens ſtellt er ſich fo. - 

Präſident von Forckenbeck: Ich muß den Redner unterbrechen. Man 
darf von einem Reaner hier im Hauſe nicht ſagen, „daß er ſich ſtelle.“ 
Ein jedes Mitglied muß die Präſumption für ſich beanſpruchen können, daß 
das, was er ſpricht Ausdruck ſeiner vollen Ueberzeugung fei. (Beifall) 

Abg. Reichenſperger fortfahrend: Ich fühle das vollkommen, glaubte 
aber wirklich, dem Herrn von Kardorff etwas Angenehmes zu ſagen. (Große 
Heiterkeit.) Er hat mir den Vorwurf gemacht, geſagt zu haben, daß wir 
uns hier als die Vertreter ſämmtlicher Katholiken Preußens darſtellen. 
Sollte ich das wirklich gejagt haben, ſo könnte es nur in einer mir unbe⸗ 
greiflichen Zerſtreutheit geſchehen ſein. Keiner von uns macht dieſe Prä⸗ 
tenfion, ich bin autoriſirt, im Namen meiner Partei dies zu erklären. Wir 
geben Ausnahmen zu, aber auch nur Ausnahmen. Und zu dieſen rechne 
ich beſonders die katholiſche Herzensſreunde des Herrn von Kardorff, vor 
allem Herrn Künzer, deſſen heroiſchen Muth er uns neulich vorführte, weil 
Herr Künzer auf die Seite der Regierung gegen die nach unſerer Meinung 
verfolgte Kirche getreten ſei. Se haben, m. H., ein Wirrſal heraufbeſchwo⸗ 
ren, deſſen Ende Niemand von uns abſehen kann, und wenn wir auch nach 
wie vor unſere d de b erfüllen werden, wie wir es müſſen, 
überlegen Sie ſich doch wohl, was es heißt, ob die Herzen mit dabei ſind, 
oder ob es blos das ſtarre Pflichtgefühl iſt, welches dazu führt. Bedenken 
Sie doch, daß wenn auch nicht alle, ſo doch Millionen Katholiken hinter 
uns ſtehen. Was die Kirche betrifft, ſo bin ich ruhig, ſie wird aus dieſem 
Kampf, wie aus tauſend andern bisher, ſiegreich hervorgehen. Manet nomen, 
d. h. Veritas Domini in aeternum; und die Kirche it die Trägerin dieſer 
göttlichen Wahrheit. (Beifall im Centrum.) \ 

Unterſtaats⸗Secretär Abg. Dr. Acheubach: Ich will nur auf die bers 
leſene Stelle aus meiner Rede antworten. Was ich damals angeführt, 
muß ich noch heute als vollſte Ueberzeugung wiederholen. Der Vorredner 
hat nur eins hinzuzufügen vergeſſen, nämlich zu ſagen, worum es ſich 
damals handelte, und das war die beabſichtigte Jah ui einer Ver⸗ 
faſſung für die ebangeliihe Kirche Heſſens. Ich habe ausgeführt, daß 
ſolche Verfaſſung nicht ohne eine gewiſſe Concurrenz des Staates geſchaffen 
werden könnte. ch habe für den Staat beſtimmte Rechte beanſprucht; 
meine Auffaſſung hat damals den Beifall des Vorredners und ſeiner Par⸗ 
teigenoſſen leider nicht gefunden, und die Vorlage ſcheiterte gerade an dem 
einſtimmigen Widerſpruch des Centrums. 2 

Abg. Reichenſperger: Ich habe den Vorredner keineswegs in Wider⸗ 
ſpruch ſetzen wollen zu ſeinen früheren Ausführungen; unſer Widerſpruch 
gegen die damalige 1 J war begründet nicht nur durch die Scheu, von 
Skaatswegen kirchliche Inſtitutionen machen zu laſſen, ſondern auch durch 
die Thatſache, die ſich aus vielen Petitionen ergab, daß viele gewichtige 
u ebangeliſcher Seits aus Heſſen ſelbſt ſich gegen die Vorlage 
ausſprechen. 

Die Abänderung des Art. 15 wird hierauf mit ſehr großer Majorität 


bgenehmigt. — Es folgt die Discuſſion über Art. 18. 


Abg. Windthorſt (Meppen): Von den Fragen des Abg. v. Gerlach an 
den Miniſter iſt nur die eine beantwortet, daß die Regierung nicht daran 
denke, die Geſetzentwürfe zurückzuziehen; ſie will noch in dieſer Seſſion eine 
vollſtändige Berathung und Abſtimmung haben. Ich muß daraus entneh⸗ 
men, daß es in ihrer Abſicht liegt, bei den weſentlichen Principien der Vor⸗ 
lage zu beharren. Ich glaubte, daß nach den Erörterungen hier und nach 
den Eindrücken im Lande, bei Katholiken wie bei Evangeliſchen, die Regie⸗ 
rung Veranlaſſung nehmen würde, ihre Arbeit noch einmal durchzuſehen. 
Es mußte jedem klar geworden ſein, daß mit der Annahme dieſer Verfaſ⸗ 
ſungsänderung und der kirchenpolitiſchen Geſetze ein Kampf entitebt, deſſen 
Ende keiner von uns abſehen kann. Wir Alle haben ein Intereſſe daran, 
dieſen Kampf zu vermeiden; davon hängt das friedliche und wohlwollende 
Nebeneinanderwohnen der Leute verſchiedener Confeſſtonen ab; dadurch iſt 
die friedliche und gedeihliche Entwickelung aller Verhältniſſe bedingt. Wenn 
ich dieſe Geſichtspunkte hervorhob, iſt mir vielfach erwiedert worden, daß 
dieſe Bemerkung richtig ſei, daß ein modus vivendi gefunden werden müſſe; 
dieſer ließe ſich aber am zweckmäßigſten und nachhalligſten finden, wenn 
dieſe Geſetze zur Annahme kämen. Das kommt mir vor, als wenn man 
für die Sicherheit des Hauſes am beſten ſorgt, wenn man es niederbrennt. 
So wenig zutreffend dieſe Erwiederung it, jo war fie mir doch immer au⸗ 
genehm, weil ich ſelbſt immer den Wunſch ausgeſprochen, daß wir zu einem 
modus vivendi kommen möchten, damit dieſe Streitigkeiten aufhörten, die 
nahe daran ſind, alle unſere ſocialen und politiſchen Verhältniſſe zu erſchüt⸗ 
tern. Ich hoffe, daß man mindeſtens zu ſolchen Modificationen kommen 
wird, bei denen die Sache in ſchicklicher Weiſe erledigt werden kann. Ohne 
dieſe Hoffnung würde es vergeblich ſein, zu discutiren, wir würden nur 
unnütz Zeit verſchwenden. 5 

Bei dem Juſatz zu Art. 18 handelt es ſich darum, den beiden Geſetzen 
Luft zu ſchaffen, die am Allerentſchiedenſten in die kirchlichen Verhältniſſe 
einſchneiden. Die beiden Geſetze find — mag wan behaupten, was man 
will — nichts weiter als ein Verſuch, beide Kirchen zu reinen Staatsan- 
ſtalten zu machen. (Sehr wahr! im Centrum. Unruhe links.) Dieſe zen: 
denz iſt ſo ſehr in die Herzen und Köpfe der Menſchen gekommen, daß wir 
geſtern hörten, wie es im böchſten Grade wichtig und nützlich ſei, ſchon jetzt 
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an den Geſchäften des Staates betheiligen. 


edition; Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ : 
alten .Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag ; 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſchelnt. 


im Budget 100,000 Thlr. für die Schulaufſicht zu bewilligen und wie man 
dieſe Poſition entwickeln müſſe, damit die Geiſtlichen mehr und mehr zu 
dem Bewußtſein kommen, daß ſie vom Staate abhängig find, und fi mehr 
{ { bin dagegen ganz ent 
ſchieden und werde noch bei Gelegenheit darauf zurückkommen. Ich habe es 
nur als ein Symptom angeſehen, wie man überall bemüht iſt, nach und 
nach die ganze Geiſtlichkeit zu Staatsbeamten, und das, was fie vertreten, 
zu einer Staatsanſtalt machen. Der Cultus miniſter ſoll der Hoheprieſter 
für das ganze Land werden. Die Antwort des Miniſters auf die Frage 
des Abg. v. Gerlach hat die ae grauſam zerſtört, daß man zum 
12 5 greifen werde, ehe es unmöglich ſein wird. Der Abg. Achenbach 
at uns den Vorwurf gemacht, daß wir bei der Berathung der heſſiſchen 
Kirchenverfaſſung uns für incompetent erklärt haben; dadurch ſei die heſſiſche 
Kirche nicht zu der Freiheit des Art. 15 gelangt. Dieſer Vorwurf iſt abe 
ſolut unrichtig Wir haben geſagt: Das Abgeordnetenhaus als ſolches hat 
keinen Beruf in irgend welcher Weiſe an dem Ausbau der evangeliſchen 
Kirche direct mitzuarbeiten. (Unruhe links.) / 

Alle derartigen Verſuche werde ich mit Eniihiebenheit zurüdweilen. 
(Beifall im Centrum). Wir wollen auf die evangeliſche Kirche nicht ein⸗ 
wirken, wir wünſchen ihr alles Gedeihen, deshalb werden wir dieſen Ver⸗ 
ſuchen Be Iinen ge Ich würde auch bei der Debatte über den Ober⸗ 
kirchenrath Ihnen gejagt haben, daß wir die Poſition mit Freuden bewilli⸗ 
gen, weil wir denſelben für eine vollſtändig zu Recht beſtehende Inſtitutonn 
der evangeliſchen Kirche halten; daß wir jede Discuſſion darüber, wie dern 
oberſte Kirchenherr die Stellen beſetzt, von uns abweiſen müſſen. Ich habe 
es lief beklagt, daß man einzelne Fälle im Hauſe beſprochen, z. B. den 
Sydow'ſchen Fall. Was gebt dieſer Fall das Abgeorduetenhaus an? (Sehr 
wahr! im Centrum und rechts.) Wir woll en unſern evangeliſchen Mit: 
chriſten zu Hülfe kommen, wo es uns möglich iſt, ohne daß wir in ihre 
Verfaſſung oder Lehre eingreifen. Das bitten wir uns aber auch von 
Ibnen aus. Es iſt das der altdeutſche Grundſatz, daß jede Confeſſion ihre 
Angelegenheiten ordnet und das allein hat nach der Reformation und dem 
dreißigjährigen Kriege den Frieden wiederhergeſtellt Dieſen Grundſatz hat 
man in die Verfaſſung hineingelegt. Was fol jetzt geſchehen? Der zur 
Minorität gewordenen Maſſe der Katholiken gegenüber wollen die Prote⸗ 
ſtanten Gelege machen; die proteſtantiſche Majorität will unter dem Namen 
des Staates für alle Verhältniſſe der Katholiken maßgebende Geſetze machen. 
(Widerſpruch links.) 5 

Dem Staate ſoll es möglich gemacht werden, ſelbſt in das Dogma hinein⸗ 
zugreifen. Wenn ich nicht irre, bat ein berühmter Abgeordneter auch ger 
ſagt, es ſei nicht möglich vor dem Dogma ſtill zu ſtehen. Es ſoll ein Staats: 
gerichtshof gebildet werden, der über die Handlungen der katholiſchen Biſchöfe 
urtheilen ſoll; die Handlungen find jo allgemein gegriffen, daß man darunter 
ſehr vieles ſuhſummiren kann. Das iſt ein Verſuch, die ganze Kirchenge: 
walt in den Staat zu legen; das iſt gegen das Grundprincio der deulſchen 
Geſchichte. Man will dem proteſtantiſchen Staate, wie er faſt täglich vom 
Prediger Hofmann genannt wird, Gelegenheit geben, uns zu majoriſiren 4 


a 


und uns zu untergraben. Ich bedaure es; wollen Sie den Frieden nicht, 
ich kann es nicht ändern; beugen laſſen wir uns nicht! (B ifall im Centrum.) 
Referent Dr. Gneiſt. Ich will nur auf die letzte Aeußerung antworten; 
die Mehrheit der bei uns geltenden Geſetze iſt durch Majorität beſchloſſen 
worden. Die Bedeutung aller Geſetze iſt nicht geringer dadurch geworden, 
daß der königliche Wille nicht me abſolut iſt, ſondern der Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtags bedarf. So erlaſſenen Geſetzen den Charakter 
eines Majoritätsbeſchluſſes beizulegen, würde die geſetzliche und verfaſſungs⸗ 
mäßige Ordnung im Lande überhaupt unmöglich machen. (Sehr richtig! 
links.) Nicht die Majorität allein beſchließt dieſe Geſetze, ſondern der König 
hat fie vorher genehmigt Den Vorwurf der Majoriſtrung kann ſchließlich 
jede Minorität erheben. f BE 
Hiermit ſchließt die Diseuſſion. Der Abg. Windthorſt (Meppen) bes 
merkt, daß er es für unparlamentariſch halte, daß die allerhöchſte Perſon in 
die Discuſſion gezogen ſei. Der Präſident v. Forckenbeck erwidert, daß 
der Abg. Windthorſt keine eis habe, über die parlamentarische Dronusg 
zu wachen. Die allerhöchſte Perſon ſei nicht in die Debatte hineingezogen, 
ſondern nur das Königtbnm, inſoweit von ihm die Geſetzesvorlagen ausgingen. 5 
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Mit großer Majorität, die dem Augenſchein nach viel ſtärker iſt, 
als bei den namentlichen Abſtimmungen am 31. Sf und N, N 5 
wird auch der Art. 18 der Verfaſſung in der veränderten Geſtalt nebſt Ein ?? 
leitung und Ueberſicht des Geſetzentwurfs angenommen. Damit ſchließt 1 
die zweite Berathung, die dritte wird übermorgen ſtatlfinden. Ei 

Es wird nunmehr die zweite Berathung des Etats des Cultus⸗ 
Miniſteriums fortgeſetzt. i SER 

Zu Cap. 127 Tit. 3 (zur Verbeſſerung der äußeren Lage der Geiſtlichen 
und Lehrer 50,000 Thlr.) beantragen die Abgeordneten v. Goltb 770 PAS u 
Glaſer die Regierung aufzufordern, einen dem wirklichen Bedürfniß ent: 
ſprechenden höhern Betrag zur Verbefferung der äußeren Lage der Geifte 
lichen, beſonders der evangeliſchen Geiſtlichen, auf den Etaf zu bringen. 
Abg. Glaſer führt aus, daß die finanzielle Lage der Geiſtlichen im Allge⸗ 
meinen eine viel zu dürftige ſei. Das mache ſich namentlich dadurch bee 
merkbar, daß ſich immer weniger junge Leute dem theologiſchen Studium 
widmeten. Abg. Richter (Hagen): Ich bitte, nicht nur den Antrag Gott: 
berg abzulehnen, ſondern auch die von der Regierung geforderten 50000 
Thlr. nicht zu bewilligen. Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß dieſe 
50,000 Thlr., wenn nicht ganz ausſchließlich, doch porzugsweife zur Unter⸗ 
ftügung der Geiſtlichen verwendet werden ſollen. Nun bin ich bereit, den 
Geiſtlichen alle möglichen Freiheiten zu gewähren, wie noch eben meine Ab⸗ 
ſtimmung bewieſen hat, aber baares Geld ſollen fie nicht noch obenein er⸗ 
halten (Heiterkeit.) Was ihnen nach der Verfaſſung zukommt, ſollen fie 
haben, aber keinen Pfennig mehr. = 

Es ift darauf hingewieſen worden, 85 ja auch die Geistlichen ſtaatliche 
Functionen bekleideten und daß ihnen dafür eine Remuneration gebühre, jo 
3. B. dafür, daß fie die Schulaufſicht bekleiden. Da wäre aber doch erſt zu 
unterſuchen, ob ſich nicht andere Leute finden, die das rein als Ehrenamt 
und ohne Remuneration en würden. Ich finde zudem in der Unter 
ftügung von einzelnen Kirchenſyſtemen ein Unrecht gegen alle anderen Nee 
ligionsgemeinſchaften. Die Butgetcommilfion hat allerdings dieſem Titel 
die Ueberſchrift gegeben: Für Geiſtliche aller Bekenntniſſe; es kann viel⸗ 
leicht möglich ſein, daß künftig uicht blos die römiſch⸗katholiſchen und e, 
ah de ſondern auch altkatholiſchen Geiſtlichen aus dieſem Fonds unter⸗ 
tügt werden, indeſſen daß auch andere Religionsgeſellſchaften z. B. die frei⸗ 
religiöfen Gemeindeprediger Unterſtützung erhalten, kann ich nicht annehmen 
und doch müſſen die Mitglieder der freiveligiöfen Gemeinde mit beitragen 
zu den Steuern, aus welchen dieſe Unterſtützungen fließen. Ja man ih 
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die Steuerzahler indirekt, beizutragen für Zwecke, die fie mißbilligen oder 
verwerfen. Die Verfaſſung gewährt Religionsfreiheit. Aber maß kann 
dieſelbe indirekt dadurch verkümmern, daß man die einzelnen Kirchenſyſtene 
begünſtigt und daß man nicht frei Conecurrenz allen Geiſtlichen we 
der walten läßt. Wir ſind jetzt 6 Bong Jahre lang glücklich verſchont ge⸗ 
weſen von Debatten über kirchliche Fonds. Hr. v. Gerlach weiß davon zu 
erzählen und auch Hr. Reichenſperger, wie damals in jedem Jahre geſtrilten 
wurde, ob die Katholiken nicht zu viel oder zu wenig bekämen im Gegen⸗ 
ſatz zu den Evangeliſchen. Zwanzig Jahre iſt der Fonds unverändert ger 
Miegg nn ae 7 5 95 1 . e e ö Be 
Wenn Sie den Fonds verändern, rufen Sie fie wieder hervor, denn es 
liegt auf der Hand, daß im nächſten Jahre die Katholiken 11 5 andere Rel 
gionsgemeinſchaften kommen und nach der Verwendung dieſer Fonds fragen, 
und wenn fie finden, daß ihre Leute zu wenig bekommen haben, daun has 
ben Sie den kirchlichen Hader und den confeſſionellen Streit. Ich dächte, 
wir hätten kirchliche Debatten mehr faſt, als ein geſunder Menſch vertragen 
kann, und ich möchte nicht, daß fie noch permehrt werden. Heute haben wir 
Verwahrung einlegen gehört, daß kirchliche Fragen hier im Hauſe erörtert 
werden, — wenn man das nicht will, muß man auch nicht betteln gehen 
für die Kirche. (Unruhe rechts.) Ich meine Sie nicht, ſondern die Kirche! 
Wenn man bei einem fremden Manne bettelt, muß man es ſich gefallen 
laſſen, eine Kritik feines Lebenswandels anzuhören, und wenn die Kirche 
vom Staate Subvention fordert, jo find die ſtaatlſchen Organe nicht nur is 
rechtigt, ſondern auch verpflichtet zu fragen, was hat die Kirche für Bedürf⸗ 
niſſe, und ſchaden wir ihr nicht mehr durch die Gelder, als wir ihr nützen? 
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Vom Standpunkte der römiſch⸗katholiſchen Kirche aus möchte ich fragen, be⸗ 
llebbaſtem Kamp 


der Kirche, als in allen andern Geſetzen. Der frühere Ab 


fonds vor der neuen ae ce hier ſollte man es betreffs einer 


ohne daß die Reform vollgezogen wird. 


N als zuletzt eine Erhöhung für kirchliche Fonds gefordert wurde. 


Jährlich ſtatifindende 


lung der deutſchen Verhältniſſe. 


abſichtigt die Regierung etwa, der katholiſchen Hierarchie, mit der fie ich in 

fe befindet, neue Fonds zuzuführen, oder beabſichtigt man, 

einzelne geſinnungstüchtige Geiſtliche zu ſubventioniren, ſoll dieſes Zuckerbrot 

ausgeſtreut werden im Gegenſatz zu den Geſetzen der jetzigen Seſſton? In 

dieſen Geldbewilligungen liegen mehr Fußangeln für die nt bet 

g. v. Vinke ha 

einmal ſehr treffend ausgeführt wie gerade die Erhöhung der Kirchenfonds 

in die Selbſtſtändigkeit der Kirche eingreift und den Staat nöthigt, ſich in 
kirchliche Angelegenheiten zu miſchen. 5 ; 

Ich wünſche von meinem Standpunkte, daß die katholiſche Kirche von 
der Staatsſouveränetät überall gebeugt werde, daß alle kirchlichen Corpo⸗ 
rationen eine ſolche Verfaſſung vom Staate erhalten, wie ſie jetzt die jü⸗ 
diſche bat, aber ich will nicht, daß die Kirche degradirt wird zu einem Staats⸗ 
und Polizeiinſtitut, wohin in ihrer letzten Conſequenz dieſe Fonds führen. 
Allerdings hat die evangeliſche Kirche an Selbſtſtſtändigkeit nicht mehr viel 
zu verlieren. Man ſpricht von einem Nothſtande derſelben. Ich weiß in 
der Nähe Berlins ſchlichte Dorfgeiſtliche, die höheres Gehalt, als die Mi⸗ 
niſter beziehen. (Heiterkeit.) Andere Beiſpiele ſchlichter Geiſtlichen, die 
höheres Gahalt als die Miniſterial⸗Directoren beziehen, liegen mir ſogar 
noch näher. Es ſteht feſt, daß vielfach in Folge der geſtiegenen Pächte die 
Geiſtlichen an höheren Bodenkenten jo viel haben, daß fie den Lehrern noch 
ſehr wobl etwas abgeben könnten. In einzelnen Gegenden mag ein ge: 
wiſſer Nothſtand herrſchen, mag die Gemeinde nicht leiſtungsfähig fein. 
Dann giebt es andere Gemeinden, in denen deſto mehr reiche Leute woh⸗ 
nen, und Sie werden nicht behaupten, daß die Gemeindemitglieder der 
evangeliſchen Kirche in der Verarmung begriffen ſeien. Es giebt in derſel⸗ 
ben ebenſo viele reiche Leute, wie in anderen Confeſſionen; warum geben 
die nichts für ihre Kirche? Nur wegen der gegenwärtig in ihr herrſchenden 
Richtung. Hier in Berlin werden ſtolze Synagogen gebaut, aber der Dom 
wird nicht fertig. Unwillig genug trägt der Berliner die Herrſchaft der 
Orthodoxie, und nun ſollte er noch Geld dafür ausgeben! (Heiterkeit) Aus 
dem Grunde muß man hier um Beiträge betteln geben, und kann die reiche 
0 Ur e) aus ihrem Schoße nicht lumpige 50,000 Thlr. aufbrin⸗ 
gen. (Heiterkeit. 5 

Das Maß der Unzufriedenheit iſt ſo groß, daß man in das volle Gefäß 
nicht mehr einen Tropfen zu ſchütten wagt, aus Furcht, es möchte über⸗ 


laufen; es bedarf nur eines Funkens, vielleicht kommt er aus dem Sydow⸗ 


ſchen Fall, ſo vollzieht ſich in Berlin von unten herauf eine Reformation, 
daß von der Gemeinde der herrſchenden evangeliſchen Kirche nicht jo viel 
übrig bleibt, wie die Gemeinde der Spittelkirche (große Heiterkeit). Hat auch 
der Herr Cultusminiſter den beſten Willen, die Kirchenverfaſſung zu refor⸗ 
miren, — die Verwirklichung dieſer Abſicht wird erſchwert, wenn man der 
Kirche immer neue Fonds vor der Reformation zuführt. Auch auf einem 
anderen Gebiet hat die Regierung den Grundſatz beobachtet: keine Provinzial⸗ 
neuen Synodalorvnung ebenſo machen. Man ſchwächt das Intereſſe der 
herrſchenden Partei an einer Reform, wenn man ibr die Geldmittel geſührt, 
6 In einer Zeit, wo ſich auf kirch⸗ 
lichem Gebiete die Begriffe von rechts und links zu perſchieben drohen, ſuche 
ich Stärkung und Erbauung am Vorbilde der Männer, die in einer frühe⸗ 
ren Zeit hier ſaßen, und da denke ich an eine Debatte von vor 20 Jahren, 


Herr 
v. Gerlach weiß auch davon zu erzählen, er war ſelbſt dabei. 

Wie trat Herr Georg von Vincke ein gegen den Fonds von 50,0 0 Thlr., 
und die Führer der altliberalen Partei wehrten ſich tapfer gegen dieſe Er⸗ 
höhung! Ja, ſelbſt diejenigen Männer, welche von ihrem Standpunkt aus 
der evangeliſchen Kirche höhere Mittel zuwenden wollen, traten dann ent⸗ 
ſchieden gegen die Bewilligung der 50,000 Thlr. auf, fo ſagte z. B. der 
Abg. Lette damals: Ich glaube nicht, daß es an der Zeit ift, die evange⸗ 

liſche Kirche, ſei es durch Polizeimaßregeln, ſei es durch Geldunterſtützungen 
in einer Zeit kräftigen zu wollen, wo ihr diejenigen höheren geiſtigen Mittel 
nicht gewährt, die zu gedeihlicher Entwickelung in ihr ſelbſt ruhen. Wenn 
ihr dieſe Kräfte und Mittel gewährt werden, welche in noch viel höherem 
Grade in ihrer eigenen Selbſtſtändigkeit liegen und welche die Kirche am 
beſten beben und ſtärken werden, wenn fie ihre wahren berechtigten Organe 
und Vertreter hat, dann wird es an der Zeit ſein, diejenigen Forderungen 
an den Staat zu ſtellen welche für die äußeren Bedürfniſſe der evangeliſchen 
Kirche als nöthig erachtet werden.“ Nun, wenn Sie meinen Standpunkt 
nicht theilen, verwerfen Sie wenigſtens vom altliberalen Standpunkt die 
geſtellte Forderung. Regier.⸗Comm. Geh. Rath Luca nus beſtreitet, daß 
die evangeliſchen Gemeinden keine Opfer für die Kirche mehr bringen woll⸗ 
ten; im Gegentheil 9 50 die auf Anordnung des Oberkirchenraths zweimal 
ollecte für den Nothſtand in der Kirche recht erfreu⸗ 

liche Reſultate. — Der Antrag Gottberg wird abgelehnt. 
Darauf wird die Debatte um 4 Uhr vertagt; nächſte Sitzung Freitag 

11 Uhr (Cultusetat und kleinere Geſetzentwürfe). Ba 


Berlin, 27. Februar. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Stadtgerichts⸗Kanzlei⸗Inſpector Strübing hierſelbſt bei ſeiner Verſetzung 
in den Rubeſtand den Charakter als Kanzleirath verliehen. 
Dem Aſſiſtenten am anatomiſchen Inſtitut der Univerſität zu Berlin, 
Dr. Wilhelm Dönitz, iſt das Prädikat Profeſſor verliehen worden. 

Das 6. Stück des Reichs⸗Geſetzblatts enthält unter Nr. 909 das Geſetz, 
betreffend die Abänderung des Artikels 28 der Reichsverfaſſung, vom 
24. Februar 1873; und unter Nr. 910 die Verordnung, betreffend die Ein⸗ 
berufung des Reichstages, vom 26. Januar 1873. . 

Berlin, 27. Febr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 


nahmen heute die Vorträge des Milttär⸗Cabinets, des Feldmarſchalls 
Grafen v. Roon und des Generals v. Kameke entgegen. 


[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin! wohnte geſtern der 


: lithurgiſchen Abend⸗Andacht im Dom zum Beginn der Paſſtonszeit 


bei und beſuchte das Kaiſerin⸗Auguſta⸗Erztehungsſtift. (Reichsanz.) 
O Berlin, 27. Februar. [Zur Einberufung des Reichs⸗ 
tags. — Die Eiſenbahn⸗Conceſſionen. — Die Oberp rä⸗ 
fidtalftellen.] Es iſt begreiflich, daß die Eniſcheidung über die 
Einbezufung des Reichstages zu den eingehendſten Erörterungen Ver⸗ 
anlaſſung gegeben hat. Es war im hoͤchſten Grade wünſchenswerth, 
daß die kirchenpolltiſchen Geſetze noch in der jetzigen Seſſton des Land⸗ 
tages ihre Erledigung fänden, bei ihrer großen Wichtigkeit nicht nur 
für die innere Geſtaltung des Staates, ſondern auch für die Entwlcke⸗ 
d Andererſeits durfte die Einberufung 
des Reichstages nicht weiter hinausgeſchoben werden, da demſelben die 
Erledigung höͤchſt wichtiger Finanzfragen obliegen wird. So war es 
nicht zu vermeiden, daß der Reichstag und der Landtag gleichzeitig 
tagen. Die „National⸗Zeitung“ macht mit Recht darauf aufmerkſam, 
daß eine möglichſte Beſchleunigung der Berathungen über die Geſetze 
auf kirchenpolitiſchem Gebiete ſtatlfinde, da in dieſem Jahre, der be⸗ 
vorſtehenden Neuwahlen wegen, auch das Hülfsmitiel einer 
Wiedereinberufung im Herbſte, fehle. Es tritt alſo die dringende 
Nothwendigkeit in den Vordergrund, die Grundlagen zwiſchen Staat 
und Kirche feſtzuſtellen, bevor die Agitationen für die neuen Wahlen 
beginnen. Iſt erſt einmal ein feſter Boden in jener Beziehung ge⸗ 
nommen, fo find die Agitationen im regierungsfeindlichen Sinn lahm 
gelegt. — Die „Provinzial⸗Correſpondenz“ hatte geſtern angegeben, 
daß die Einberufung des Reichstages auf den 10. März feſtgeſetzt fe}, 
durch den „Reichs⸗ und Staatsanzeiger“ iſt nun der 1 2. März als 
Termin für die Eröffnung des Reichtages bekannt gemacht worden. 
Der Grund für dieſe Differenz in den beiden Angaben liegt darin, 
daß in den maßgebenden Kreiſen zunächſt der 10. feſtgeſetzt worden 


war, und erſt in zwölfter Stunde if, nach Uebereinkunft zwischen 


den betreffenden Körperſchaften, der 12. März beſtimmt. 
Die „Norddeutſche Zeitung“ bringt die Nachricht, daß auf An⸗ 
trag des Fürſten Bismarck das Staats miniſterium ſich dahin ge⸗ 
einigt habe, daß in Zukunft die Conceſſtonen für den Bau 
neuer Eiſenbahnen nicht mehr von dem Reſſortminiſter, ſondenn von 


dem Geſammt⸗Miniſterlum ertheilt werden ſollen. Dleſe Beſtimmung 


wird im Publikum mit, großer Befriedigung vernommen werden. Da 
es in dieſem Verfahren eine größere Bürgſchaft für die allſeitigſteu, 
gewiſſenhafteſten Erwägungen finden wird. — Aus Poſen wird ge⸗ 
meldet, daß der Präſident der Seehandlung, Günther, zum Ober⸗ 
Präſidenten für dort ernannt worden ſei; dieſe Nachricht iſt vorläufig 
noch nicht richtig. Allerdings iſt ein hoher in Berlin weilender 


0 


Ernennung der 4 neuen Ober⸗Präſidenten gleichzeitig erfolgen wird. 
Dieſe Angelegenheit iſt aber noch nicht bis in das Stadium gelangt, 
in welchem die Entſcheidung durch Se. Majeſtät erfolgt. 

— Berlin, 27. Februar. [Vergütung für Kriiegsleiſtun⸗ 
gen. — Die Zeitungsſteuer. — Lasker. — Pferdeſeuche.] 
Die Berathungen der Miniſteralräthe der verſchiedenen deutſchen Juſtiz⸗ 
Miniſterien über die Gerichts⸗Organiſationsvorlage ſind jetzt beendet, 
der Entwurf hat weſentliche Veränderungen durch dieſe Berathungen 
nicht erfahren und wird nun eine zweite Miniſterconferenz beſchäftigen, 
welche in der nächſten Woche zuſammentreten ſoll. — Der Reichs⸗ 
kanzler hat dem Bundesrathe einen Geſetzentwurf über die Kelegs⸗ 
leiſtungen unterbreitet, welcher dieſe wichtige Materie in 32 Paragra⸗ 
phen ordnet. Der Entwurf beſtimmt im § 1: „Von dem Tage ab, 
an welchem auf Befehl des Kaiſers die bewaffnete Macht ganz oder 
theilweiſe mobil gemacht wird, tritt für das Bundesgebiet die Ver⸗ 
pflichtung zu allen Leiſtungen für Kriegszwecke nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes ein.“ — § 2. Dieſe Leiſtungen ſollen nur in fo weit 
in Anſpruch g nommen werden, als für die Beſchaffung der Bedürf⸗ 
niſſe nicht anderweitig geſorgt werden kann. Fär dieſelben iſt, ſowelt 
nicht das gegenwärtige Geſetz ein Anderes beſtimmt, Vergütung aus 
Reichsmitteln zu gewähren. Die SS 3 bis 15 enthalten die Beſtim⸗ 
mungen über die Kriegsleiſtungen der Ortsgemeinden. Die §§ 16 
bis 18 betreffen die Landlieferungen, die §8 19 bis 21 ge: 
meinſchaftliche Beſtimmungen über die Zahlung der Vergütung 
für die außergewöhnlichen Leiſtungen aus der Kriegskaſſe; für alle 
übrigen Kriegsleiſtungen durch Ausſtellung von Anerkenntniſſen, deren 
Einlöſung ꝛc. Die SS 23 und 24 enthalten beſondere Beſtimmungen 
bezüglich der Beſchaffung von Schiffen und Fahrzeugen. Die SS 25 
bis 27 betreffen die Beſchaffung der Mobilmachungspferde, die SS 28 
bis 31 die beſonderen Beſtimmungen hinſichtlich der Eiſenbahnen und 
§ 32 endlich die Schlußbeſtimmung, daß der Zeitpunkt des wiederein⸗ 
getretenen Friedenszuſtandes, womit die Leiſtungspflicht nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes aufhört, durch kaiſerliche Verordnung feſtgeſtellt und 
im Reichsblatte bekannt gemacht wird. — In den Motiven iſt aus⸗ 
geführt, daß mit Ausnahme von Baiern und Württemberg bis jetzt 
im ganzen Bundesgebiet das preußiſche Geſetz vom 11. Mai 1851 
maßgebend iſt. Der Geſetzentwurf ſtrebt einerſeits die Herſtellung der 
Rechtseinheit für dieſe Materie an, ſowie gleichzeitig die Herbeiführung 
mehrfacher nach den gemachten Erfahrungen ſich empfehlender Abän⸗ 
derungen und Ergänzungen des bisherigen Kriegsleiſtungsge⸗ 
ſetzes. In letzterer Beziehung ſind Härten vermieden, Unklar⸗ 
heiten beſeitigt, die Marine⸗Intereſſen beſonders berückſichtigt und 
die veränderte Kriegführung, ſowie die Umgeſtaltung der Verkehrs⸗ 
Verhältniſſe maßgebend geweſen. Es iſt namentlich daran feſtgehalten 
worden, daß erſtens im Kriegsfalle für die Bedürfniſſe der bewaffneten 
Macht durch Naturalleiſtungen Sorge zu tragen iſt, ſoweit dies nicht 
in anderer Weiſe geſchehen kann; zweitens die Leiſtungspflicht nicht 
den Individuen, ſondern den Communal⸗ Verbänden aufzuerlegen, 
erforderlichenfalls mit der Befugniß, ſich nöthigenfalls zwangsweiſe 
in den Beſitz der einzelnen Gegenſtände der Leiſtungen zu ſetzen; 
drittens, daß gewiſſe Kategorien von Lelſtungen orn der Vergütung 
aus Reichsmittelu auszuſchlteßen ſind, für die übrigen eine Entſchädi⸗ 
gung zwar vorzuſehen, aber in der Regel nur nach Durchſchnittsſätzen 
und in verzinslichen, nach Maßgabe der verfügbaren Mittel ein⸗ 
zulöſenden Anerkenntniſſen; viertens endlich, daß der Kreis die 
Leiſtungen, welche von dem örtlichen Communal⸗ Verbande gefor⸗ 
dert werden dürfen, gefeßlich nicht zu fixlren, vielmehr von 
dem Bedürfniſſe der Kriegführung abhängig zu machen iſt. — 
Der Abgeordnete Bernards hat, unterſtützt von der Centrums⸗ 
Fraction einen eigenen Antrag wegen Aufhebung der Zeltungs⸗ 
und Kalenderſtempelſteuer eingebracht. Mehrfache Anzeichen ſprechen 
dafür, daß die Regierung in dieſer Frage vor Ablauf dieſer Seſſion 
endlich ihre völlig unhaltbare Stellung in dieſer Frage aufgeben und 
den Wünſchen des Landtages entgegen kommen wird. — Der Abg. 
Lasker if in Folge von Ueberanſtrengung erkrankt und wird für die 
nächſten Tage das Bett hüten müſſen. — Der Abg. Donalis hat 
folgende Interpellation eingebracht: „Nach glaubwürdigen Zeitungs: 
nachrichten iſt die amerikaniſche Pferdeſeuche über den Ocean verſchleppt 
in England zum Ausbruch gekommen. Ich richte an die Königliche 
Regierung die Frage: 1) Hat fie auf oſſielellem Wege ſchon Kenntniß 
davon? 2) Iſt ſchon in Erwägung genommen, welche Maßregeln gegen 
die Verſchleppung der Seuche nach dem Continent bezw. nach Deutſch⸗ 
land und Preußen rechtzeitig zur Anwendung zu bringen ſind?“ Diefe 
Interpellation wird noch im Laufe dieſer Woche im Abgeordnetenhauſe 
zur Verleſung kommen und wohl von dem landwirthſchaftlichen Miniſter 
beantwortet werden. — Aus Anlaß einer Petition an den Bundesrath 
hat deſſen Handelbausſchuß den Reichskanzler exfucht, dahin zu wirken, 
daß für Beſcheinigungen über den Beſitz der Staats⸗ und Bundes⸗ 
angehörigkeit an Stempelabgaben und Ausfertinungsgebühren in keinem 
Staate mehr als höchſtens Ein Thaler erhoben wird. 

Dresden, 27. Februar. [Ober⸗Hofprediger.] Von dem 
„Dresdener Journal“ wird gemeldet, daß glaubwürdiger Mittheilung 
zufolge die demnächſtige Wlederbeſetzung der — ſeit dem Tode des 
Dr. Liebner erledigten — Stelle eines evangeliſchen Oberhofpredigers 
ee hieſigen Superintendent und Confiſtorialrath Dr. Kohlſchülter 
bevorſtehe. 

Stuttgart, 27. Februar. [Die Königin: Mutter.] Nach 
dem heute über den Krankheitszuſtand der Königin⸗Mutter ausgegebenen 
Bulletin war die Nachtruhe durch ſtarke Beklemmungen und leichtes 
Phantaſtren geſtört worden, indeß trat gegen Morgen Beſſerung ein. 

Oeſterreich. 0 

Peſt, 27. Februar. [Das Budget.] Die von einigen Zei⸗ 
tungen gebrachte Nachricht von einer bevorſtehenden Erhohung des ge⸗ 
meinſamen Reichsbudgets iſt dem „Peſti Naplo“ zufolge unbegründet. 
Das Ordinarium des Budgets bewege ſich vielmehr innerhalb der 
Grenzen des vorjährigen, als Normalbudget bezeichneten Kriegsbudgets 
und der im Extraordinarium ausgeworfene Mehrbedarf erreiche auch 
nicht im Entfernteſten die von den Zeitungen angegebenen Zahlen. 

Spanien. 

Madrid, 24. Febr. [Das Armeegeſetz, ] welches die mllitäriſche 
Organiſation des Landes fo ziemlich nach preußifhem Muſter regelt, 
hat eine kutze Lebensdauer gehabt. Die Republik fühlte ſich verpflichtet, 
ihrer eignen ſteten Forderung: keine Aushebung mehr! Genüge zu leiſten, 
und fo hat Spanten wieder auf ganz veränderter Grundlage ein neues 
Wehrgeſetz erhalten, welches man annähernd als eine Verſchmelzung des 
engliſchen und des preußiſchen Syſtems bezeichnen könnte. Engliſch iſt 
die Anwerbung der activen Armee, preußiſch die allgemeine Wehrpflicht, 
dieſe jedoch beſchränkt auf die Reſerve. Nach dem Geſetz, wie die amt⸗ 
liche Zeitung es veröffentlicht, wird die Zifferſtärke der aciven Armee 
jährlich durch Geſetze fefgeftellt, und di Ergänzung geſchieht durch An⸗ 
werbung freiwilliger Soldaten im Alter von 19 bis 40 Jahren, denen 
ein täglicher Sold von 8 Sgr. gewährt wird. In jeder Provinzial⸗ 
Hauptſtadt wird eine Werbecommiſſion eingerichtet. Jeder Soldat ver⸗ 
pflichtet ſich auf mindeſtens 2 Jahre, wenn er ſich wieder anwerben 
läßt, auf 1 Jahr. Die Wiederanwerbung kann bis zur Dienſtunfähigkeit 


Beamter, für jenen Poſten auserfehen, indeſſen ſteht es feſt, daß dle 


Nachwirkungen ermangeln. 


ſortgeſetzt werden; bel letzterer tritt Penflontrung ein. Auf die C 


wird keine Rückſicht genommen, wenn nur die nöthige Körperſtärke vor⸗ 
handen iſt. Der Dienſt in der Reſerve dauert drei Jahre. Zur Mo⸗ 
biliſtrung der Reſerve in einer beſtimmten Provinz bedarf es nur eines 
Regierungsdecrets; zur vollſtändigen Mobiliſtrung eines Geſetzes. Befreit 
von dem Dienſt in der Reſeroe find nur die in die active Armee Ein⸗ 
getretenen; alle übrigen jungen Leute treten mit dem 21. Jahre in die 
Reſerve, auf Wunſch und bei genügender Köͤrperſtärke auch ſchon mit 
dem 18. Jahre. Im erſten Jahre bleiben die Reſervoiſten in den 
Reſervecadres, um die militäriſche Ausbildung zu empfangen. In den 
zwei folgenden Jahren werden fie nur auf der Lifte geführt und 
blos im Kriegsfalle, wenn der erſte Jahrgang nicht ausreicht, kraft 
Geſetzes unter die Waffen berufen. Wenn die Zahl der freiwillig 


Angeworbenen nicht genügt, um die Zifferſtärke der activen Armee zu 
erreichen, kann die Regierung die Reſeroe moblliſtren. In der 


Zwiſchenzeit bis zue Durchführung der neuen Beſtimmungen hat die Her 
gierung das Recht, bei Ruheſtörungen die nach dem Geſetze vom 29. März 


1870 eingerichtete eiſte Reſerve einzuberufen, deren Mitglieder alsdann 


gangsbeſtimmungen beſagen, daß die augenblicklich in der Armee die⸗ 


nenden fteiwillig Angeworbenen die Zeit ihrer Verpflichtung auszuhalten 


haben. Das neue Geſetz enthält bedeutende Lücken, ſo z. B. iſt kein 


Wort davon geſagt, in welcher Weiſe die etwa nothwendig werdende 


Ergänzung der ziffermäßig nicht vollſtändigen ackioen Armee durch die 


Heranziehung der Reſerve erfolgen fol. Die verhaßte Auslooſung iſt 


abgeſchafft; wie ſollen aus etwa 100,000 Reſerviſten die 10,000 aus⸗ 
gewählt werden, welche vielleicht zur Ausfüllung der gelioen Armee nö⸗ 
thig werden? Die Frage iſt nicht unweſentlich, denn es handelt ſich 
hierbei um das Peineip, welches dem neuen Geſetze zu Grunde liegt. 
Schlimm genug if es für das Land, daß eine gänzliche Umgeſtaltung 


den Lohn der frei angeworbenen Soldaten beziehen. Die zweite Ne: 
ſeroe des eben genannten Geſetzes wird fofort abgeſchafft. Die Ueber⸗ 


des Heerweſens in einer Zeit vorgenommen werden ſoll, welche eine f 


feſte, compacte Arme und keine fluctuirenden bewaffneten Haufen er⸗ 
fordert. 


[In der Unterſuchung wegen des Mordverſuches,] der 


im vorigen Jahre in der Calle del Arenal gegen den König Amadeu 8 


und ſeine Gemahlin gemacht wurde, iſt jetzt endlich, gewiß fpät genug 
das Urtheil geſprochen worden. Einer der Angeklagten, Joſe Paftor, 
iſt zum Tode verurtheilt die übrigen fünf in Freiheit geſetzt worden. 


Das Todesurtheil wird unter der Republick natürlich nicht ausführt 


werden, auch wenn Don Amadeo nicht in ſeinem Abdankungsſchreiben 
ſeine Fürbitte für die Verbrecher eingelegt hälte. Es wird nur von 


Intereſſe fein, zu erfahren, ob die Repubik den Verrurtheilten für 


einen republikaniſchen polltiſchen Verbrecher hält und ihm deßhalb die 


Freiheſt ſchenkt. Ein folder Präcedenzfall würde ſchwerlich feiner üblen 


daß die Sträflinge des Zuchthauſes in Valencla eine „junta revo- 


Sit es doch jetzt ſchon kaum zu verwunderu 


lucionaria directora de la conspiration“ eingeſetzt haben, alſo 


ein „Revolutlons⸗Comite“, welches die Verſchwötung gegen die Ge: 
fängnißbehörden und Wachen leiten ſoll. Die Verſchwörung iſt glück⸗ 
licher Welfe noch früh genug entdeckt worden, jo daß der Gouverneur 
die Wache zu verſtärken im Stande war, che die Bekenner der Lehre 


„Eigenthum iſt Diebſtahl“ aus dem Gefängniſſe ausbrechen und als 


fleie Apoſtel ihres Glaubens das Land durchziehen konnten. 
Großbritannien. 

E. C. London, 24. Februar. 
gedenkt am Donnerstag von Windſor nach London zu kommen, hier 
in Buckingham Palace ſich bis zum Sonnabend aufzuhalten und dann 
nach Windſor zurückzukehren. 
lie iriſche Uniberſitätsvorlage] wird fortwährend ſtark, 
aber mit Zurückhaltung erörtert. In Irland zerren Katholiken wie 
Proteſtanten mit gleichem Eifer an einzelnen Detailpunkteu herum, 
durch welche ſie ſich geſchädigt oder die Gegner bevortheilt glauben. 
Wenigſtens geben ſie ſich den Anſchein, als ſei es ihnen damit Ernſt. 
Die Verſammlung der confervativen Parteihäupter hat, wie es ſcheint, 
noch zu keinem beſtimmten Ergebniß geführt. Daß die Oppoſition 
mit dem miniftertellen Vorſchlage nicht einverſtanden iſt, verſteht ſich 
von ſeibſt, doch deuten die Anzeichen darauf hin, daß man den ein⸗ 
zelnen Mitgliedern die Hände frei laſſen möͤchte. 

[Graf Schuwaloff.] Dem „Dally Telegr.“ wird aus Berlin 
telegraphirt: Es heißt in St. Petersburg, daß Graf Schuwaloff an 


Stelle des Barons Brunnow als Botſchafter in London werde ange⸗ 


ſtellt werden; es heißt ferner, Fürſt Gortſchakoff ſchlage vor, daß die 


[Vom Hofe.] Die Königin 


Ordnung der Details bezüglich der afghanischen Grenzfrage einer ſpe⸗ 


ciellen diplomatiſchen Commiſſion von Vertretern Rußlands und Eng⸗ 
lands anvertraut werden ſolle. Man glaubt im ruſſiſchen Miniſterlum 
für auswärtige Angelegenheiten, daß Khiwa nachgeben und ſo die 
beabſichtigte Expeditton unnöihig machen werde. 

[Gegen Einkommenſteuer.] In einer Sitzung der vexeinig⸗ 


ten Handelskammern wurde mit 42 gegen 13 Stimmen ein Antrag 


zu Gunſten einer gänzlichen Aufhebung der Einkommenſteuer ange⸗ 
nommen. Als Gründe werden angeführt, daß eine ſolche Beſteuerung 
unpolttiſch im Principe ſei, auch nicht mit nur annähernder Gerechtig⸗ 
keit und Billigkeit ausgeführt werden könne und ſehr läſtig und em⸗ 
pörend ſei. 
an den Schatzkanzler, beſonders durch Petitionen an das Parlament 
oder ſonſtige Mittel dahin zu wirken, daß die Einkommenſteuer aufge⸗ 
hoben werde. 

[Die große Ain e dee ob das engliſche Roß im Ganzen genom⸗ 
men ſich berſchlechtert oder gebeſſert hahe, ſeit die Rennpaſſion jo mächtig 
um ſich gegriffen hat, und die weitere Frage, oh die Zahl der Pferde für 
die Bedürfniſſe des Landes ausreicht, iſt ſchon ſeit mehreren Jahren in den 
Kreiſen der Sportliebhaber und in den Spalten der Fachblätter, ſowie der 
übrigen Preſſe erörtert worden. Durch die Ernennung des Sonderaus⸗ 
ſchuſſes zur Unterſuchung der ganzen Angelegenheit tritt die Erörterung in⸗ 
dejjen in ein neues Stadium. Es war bezeichnend für das allgemeine In⸗ 
tereſſe, welches die Frage in 1 nimmt, wie die Lords ſich um Er⸗ 
nennung zu dem Ausſchuß bemühten. Außer den Biſchöfen haben nur 
einige wenige Peers ſich nicht mündlich oder ſchriftlich dem Lord⸗ Kanzler 
gegenüber bereit erklärt, an der Unterſuchung Theil zu nehmen. Die Liſte 
des Ausſchuſſes weiſt denn auch eine glänzende Reihe von Namen auf. 


Es wird in der Reſolution empfohlen, durch Deputatſonen 


Neben dem Herzog von Cambrigde und dem Herzog von Richmond ſind drei 


Marquis, ſechs Carls, zwei Viscounts und drei Barone darunter, und, wie 
es heißt, hat der Thronerbe ſelbſt den Wunſch ausgeſprochen, mit von der 


Partie zu ſein. Das Material ſtrömt maſſenhaft zu. Der General⸗Director 


der „General⸗Omnibus⸗Company“ erklärt heute in einem Briefe an die 
„Times“, daß im Hauptpunkte, nämlich hinſichtlich der Arbeitspferde, das 
Angebot in den letzten Jahren allerdings hinter der Nachfrage zurückgeblie⸗ 
ben ſei. Da die genannte Geſellſchaſt in den letzten 12 Jahren 22,024 


Pferde für ihren Geſchäftsbetrieb angekauft hat, ſo iſt dieſe Stimme als 


Autorität zu betrachten. ch einer mitgetheilten Tabelle betrug in den 
Jahren 1861 und 1862 der Durchſchnittspreis für die Pferde der Geſell⸗ 
ſchaft etwas über 25 Pfund, in den folgenden ſechs Jahren 
ſich auf 23 Pfd. 10 Sh., um im Jahre 1870 auf 24 Pfd. 8 D 
1871 auf 27 Pfd. 8 Sh 5 D. und 1872 auf 32 Pfd. 17 Sh. 8 D. zu ſtei⸗ 
gen. Allein abgeſehen vom hohen Preiſe ging im Jahre 1871 das Ange: 
bot faſt ganz aus, und ſeitdem hat die Geſellſchaft ſaſt ihren ganzen Pferde⸗ 
bevarf aus Frankreich entnommen, während gleichzeitig manche engliſche 


behauptet er 
3 Sh. 8 D 


75 


Pferdehändler, gerade weil ſie keine Pferde mehr in England aufzutreiben 
vermochten und im Auslande das Geſchäft nicht verſtehen, den Handel auf;? 


gegeben haben. 5 5 
[Zur Miſſion Sir Bartle Frere's.] Aus Zanzibar wird vom 
13. Februar gemeldet, daß Sire Barfle Frere ſich am 15. Februar auf der 


ö 


8 „Enchantreſs⸗ und in Begleitung des „Briton“ 
nach Mozambique begeben und von dort am 8. März nach Zanzibar zurück⸗ 
kehren wollte. = 


— 


in ſpeciellem Auftrage 


Vor einer unter dem Vorſitze des Lord Mayors abgehaltenen Verſamm⸗ 


lung des im vorigen November auf der- Anti⸗Sclaverei⸗Conferenz gebildeten 


1 


- freit werden wird. Chicheſter Fortescue, der Präſident des Handels⸗ 3 Pf 


8 


Ausſchuſſes wurden zwei Mittheilungen über den bisherigen Verlauf der 
Miſſion Sir Bartle Freres vorgeleſen. Ueber den Empfang in Zanzibar 
und die Ausſichten bei dem dorkigen Sultan iſt ſchon früher berichtet wor⸗ 
den, und es genügt daher, den Inhalt des zweiten officiellen Schreibens, 
das über den Empfang beim Khedive handelt, wiederzugeben. Nachdem Sir 
Bartle Frere dem Vicekönig von Aegypten den Zweck ſeiner Reiſe ausein⸗ 
andergeſetzt hatte, dankte der Khedive und wünſchte den beiten Erfolg. Er 
bemerkte, daß, wenn der öffentliche Verkauf von Sclaven in Zanzibar ber: 
boten würde, der Handel wohl bald ausſterhen werde, doch glaubt er kaum, 
daß der Sultan die Macht dazu habe. Zu dem Sclapenhandel in Aegypten 
übergehend, ſo läugnete der Khedive das Vorhandenſein deſſelben keines⸗ 
wegs, erklärte jedoch, daß dieſem ſehr große Schwierigkeiten in den Weg 
gelegt worden ſeien, und daß kaum 400 Sclaven jährlich in Aegypten ver⸗ 
kauft werden. Es müſſe indeſſen, meinte der Vicekönig, ein Unterſchied 
zwiſchen Scladenhandel gemacht werden und dem Gebrauch der Sclaven zu 
häuslichen Zwecken. Letzteren könne er als mahomedaniſcher Fürſt, da dieſer 
Gebrauch jo unendlich lange ſchon exiſtire, nicht ohne Weiteres abſchaffen, 
dagegen glaube er mit der moraliſchen Unterſtützung Großbritanniens dem 
Sclavenbandel in Mittelafrika ein Ende machen zu können. Seine Regie⸗ 
rung habe ſchon große Koſten auf ſich geladen durch die Expedition des Sir 
S. Baker, welche den Sclavenhandel am Weißen Nil bereits bed utend nie⸗ 
dergehalten habe. Er habe ferner, ſagte der Khedive, um auch einen Schritt 
zur Abſchaffung der Sclavenarbeit im Hauſe zu thun, in Kairo eine Schule 
gegründet, in welcher arme Mädchen die jetzt von den Sclaven verrichteten 
Hausarbeiten lernen ſollen, da er wohl wiſſe, daß die Anwendung der Scla⸗ 
ven nicht früher aufhören könne, als bis entsprechende freie Arbeit ge: 
boten werde. Jedenfalls könne die Abſchaffung der Sclaverei iu den ägyp⸗ 
tiſchen Häuſern nur ſehr allmälig vor ſich gehen. Der Vicekönig bean⸗ 
ſpruchte für ſich die Anerkennung, daß Aegypten unter feiner Regierung 
das eipiliſirteſte Land im nördlichen Afrik! geworden ſei. Das gab Sir 
Bartle Frere zu und erklärte, daß ſeit 1834, in welchem Jahre er 
un zum erſten Male geſehen, dieſes Land weſentliche Fortſchritte ge⸗ 
macht habe. 

A. A. C. London, 25. Februar. [Das Oberhaus! beſchäftigte ſich in 
ſeiner geſtrigen Sitzung nur mit unwichtigen Dingen. i 
[In der geſtrigen Sitzung des Unterhaufes] bildete das Ex⸗ 
poſé des Kriegsminiſters über die Armee⸗Elats das Hauptgeſchäft. Vorher 
erkundigte ſich Sir J. Elphinſtone beim Premier, ob die Regierun 


willens ſei, in Gemeinſchaft mit den Regierungen von Rußland und Cabu 


die Grenzen Afghaniſtans durch actuelle Vermeſſung und Prüfung zu prä⸗ 
eiſtren. Gladſtone erwiederte: „Ich fürchte, daß es nicht leicht fein 
würde, eine combinirte triauguläre Vermeſſung der Grenzen der afghaniſchen 
Staaten zwiſchen Rußland, England und Cabul herbeizuführen. Ich mag 
auch darauf hinweiſen, daß es kaum möglich iſt, in Mittelaſien Grenzen fo 
genau wie in durch und durch cibilifirten Ländern feſtzuſtellen. Wir glau⸗ 
ben indeß, daß die ganze Sache durch die Thatſache, daß die vorgeſchlagene 
Grenze eine Flußgrenze iſt, von jeder thatſächlichen Schwierigkeit be⸗ 


Amtes, erklärte in Erwiederung auf eine desfallſige Interpellation 
S. B. Smith's, daß eine Vorlage über metriſche Gewichte und Maße, 
wenn eine ſolche von der Regierung eingebracht wird, nicht Vorſchriften für 
die Herſtellung eines Syſtems im Wege des Zwanges enthalten, ſondern 
deſſen optionelle Anwendung in England legaliſiren würde. Da aber die 
Frage mit heirächtlicher Meinungsverſchiedenheit verknüpft ſei, könnte die 
Regierung die Einbringung einer ſolchen Vorlage in dieſer Seſſion nicht 
verbürgen. Smith kündigte hierauf an, daß er ſelber eine Maßregel für 
die Herftellung eines metriſchen Syſtems für Gewichte und Maße einbrin⸗ 
gen werde. Zunächſt lenkte Oberſt Barttelot die Aufmerkſamkeit des 
Hauſes auf die lange Dienſtzeit der e in Indien und verknüpfte 
damit einen Antrag zu Gunſten einer Kürzung des bisherigen Zeitraumes 
von 2 Jahren. Er ſowohl wie Capitän Talbot, welcher den Antrag 
unterſtützte, befürwortete dieſe Maßregel aus Gründen der Humanität und 
Rathſamkeit. Der Kriegsminiſter Cardwell ſprach gegen den Antrag und 
erklärte denſelben mit Hinſicht darauf, daß die Sterblichkeit der Armee in 


„In dien ſich ſeit einigen Jahren weſentlich verringert habe und unter 2 pCt. 


gefallen ſei, für verfrüht. Ueberdies blieben die Regimenter ſelber nicht 
12 Jahre in Indien, ſondern nur deren Hauptquartiere. Oberſt Barttelot 
zog hierauf ſeinen Antrag zurück. 

Der Kriegsminiſter Cardwell ging alsdann, nachdem ſich das Haus 
als Comite conſtituirt hatte, an das Expoſs des Militär⸗Budgets. Er 
begaun damit, daß der Geſammtbetrag, welchen das Kriegsminiſterium die⸗ 
jed Jahr fordert, 14,416,400 Pfd. St. beträgt, was gegen das Jabr vorher 
eine Erſparniß von 408,000 Pfd. St. ergiebt. Wären die hohen Preiſe von 
Kohlen, Kleivungsſtücken, Proviſion u. ſ. w. nicht geweſen, jo würden ſich 
die Erſparniſſe des Jahres unbedingt verdoppelt haben. Das Heer beſteht 
gegenwärtig aus 125,000 Mann regulärer Truppen, 129,000 Mann Miliz, 
13,000 Mann Landgendarmen (Yeomanıy), 160,750 Freiwilligen, einer erſten 
Armee⸗Reſerbe von 100,000 Mann und einer zweiten Armee⸗Reſerve von 
25,000 Mann, im Ganzen aus 462,754 Mann, don denen 416,838 für den 
Dienſt im Inlande beſtimmt find. Die Rekrutirung machte im perfloſſenen 
Jahre nur longfame Fortſchritte und ihr Erträgniß zeigt eine beträchtliche 
Abnahme gegen frührere Jahre. Hand in Hand damit gingen ſehr zahlreiche 
Deſertionen, deren Geſammtzahl ſich auf 4000 belief. Beide Uebelſtande 
ſchreibt der Miniſter dem jetzigen Stande des Arbeitsmarktes zu. Viel neue 
e enthalten die Vorſchläge des Kriegsminiſters nicht. Von Wich⸗ 
ligkeit 0 die Ereirung eines dem Stabe des Commandeur en chef atta⸗ 
chirten Chefs des militäriſchen Intelligenz⸗Departemenls, deſſen Pflicht es 
ſein wird, dem Commandeur en-chef jede topograpbiſche, ſtatiſtiſche und an⸗ 
dere Information, die er brauchen ſollte, zu liefern. Mit dieſem Poſten iſt 
ein Gehalt von 1200 Pfd. St. pro annum verknüpft. Ein weiterer Vor⸗ 
ſchlag des Kriegsminiſters erhöht das Tractament der Soldaten der regu⸗ 
lären Armee, das jetzt nach allen Abzügen 10% D. per Tag beträgt, auf 
1 Sh. per Tag, eine Maßregel, deren Koſten ſich auf 197,000 Pfd. St. 
pro annum belaufen. Am Schluſſe ſeiner Rede kündigte der Miniſter eine 
Wiederholung der Herbſtmanöver in dieſem Jahre an, aber ob dieſelben in 
dem großen Maßſtabe des vorigen Jahres oder in kleinerem Maßſtabe 
gleichzeitig in Irland, im Norden von England und in Dortmoor stattfinden 
würden, iſt noch nicht entſchieden. Auf Sir J. Packington's Antrag 
wurde die Debatte über die Militär⸗Ctats bis Donnerstag vertagt. — Nat 
Bright erſchien geſtern zum erſten Male in dieſer Seſſion auf ſeinem Platz 
im Unterhauſe, verweilte daſelbſt aber nur kurze Zeit. 

[In Birmingham] tagte geſtern eine Conferenz von Dele⸗ 
girten der „Home Rule“-Vereine in Großbritannien zu 
dem Zwecke der Bildung einer Conföderation dieſer Vereine und der 
formellen Annahme der Prinelpien der iriſchen „Home⸗Rule“⸗Organi⸗ 
ſation. Es fanden drei Meetings ſtatt, welchen Iſaac Bult, das Haupt 
der „Home⸗Rule“⸗Partei, Sullivan, der bekannte Redacteur der in 
Cork erſcheinenden nationaliſtiſchen „Nation“, und Pater Scherlock 
präſtoirten. Die gedachte Föderation wurde durch einen einſtimmig 
angenommenen Beſchluß gebildet und bekannte ſich zu den Ptinelpien 
der „Home⸗Rule“, die bekanntlich in erſter Reihe die Verwaltung der 
nationalen Angelegenheiten Irlands einem in Dublin verſammelten 
Parlament übertragen wiſſen wollen. 

[Sennor Caſtelarſ hat an feinen Freund Arthur Arnold 
in England den nachſtehenden Brief gerichtet: x 

„Miniſterium für auswärtige Angelegenheiten. 
Madrid, 19. Februar 1873. 

Mein lieber Herr Arnold! Ich habe mit großem Vergnügen die in 
Ihrem Briefe vom 13. d. ausgedrückten guten Wünſche empfangen. 
treue mich ſehr, zu willen, daß unſere Regierung die Sympathie aller Klaſſen 
in England beſitzt, und Sie mögen verſichect fein, daß fie alles thun wird, 
was möglich iſt, um dieſelbe zu verdienen. Die Republik iſt durch die un⸗ 
erſchütterliche Logik der Ereigniſſe hergeſtellt worden und wir beabſichtigen, 
dieſelbe durch ſorgfältiges Verfahren zu erhalten. Seit unſerer letzten Re⸗ 
volution haben wir den größeren Theil der Principien des Volksrechtes er⸗ 
rungen. Wir haben es alſo heute uur zu entwickeln und in der Form einer 
frieblichen Republik zu organiſiren. Um dies zu vollbringen, bedürfen wir 
vollſtändiger Ordnung im Inlande mit Sympathie vom Auslande, und ich 
bin gewiß, daß zur Erzielung derſelben Ihre gute Freundſchaft mir bei 
dieſer Gelegenheit nicht fehlen wird. Ich grüße Sie, mein theurer Freund, 
ſehr aufrichtig. Emilio Caſtelar“. 5 

[Zum Strike in Süd⸗Wales.] Die Hoffnung auf eine Bei⸗ 
legung des langwierigen Streikes in Süd⸗Wales iſt wider zu nichte 


geworden. Die Unterhandlungen, welche dieſer Tage zwiſchen Arbeitern 


und Grubenherrn in Dowlais angeknüpft 
Erwarten zerſchlagen. 


wurden, haben ſich wieder 
Das geſtern in Merthyr abgehaltene Meeting 
der Arbeiter hatte zum Reſultat, daß die Bedingungen der Gruben⸗ 
beſitzer einſtimmig verworfen wurden. Gleichzeitig wurde beſchloſſen, 
eher keine weiteren Verſammlungen zu halten, bis ſolche von den 


Arbeitgebern ſelber einberufen worden ſeien. Dleſes neue Flasco der 
Untethandlungen hat die Stadt Merthyr in einen Zuſtand großer Ver⸗ 
zagtheit verſetzt und die Krämer ſehen der Zukunft mit Entſetzen ent⸗ 
gegen. Die wenigen Arbeiter, die bis jetzt noch beſchäftigt waren, 
find entlaſſen worden, und es iſt wahrſcheinlich, daß in wenigen Tagen 
das Feuer im letzten Schmelzofen ausgelöſcht werden wird. 

[Zur Koblennoth in England] ſchreibt der „Mancheſter Examiner“: 
„Im ganzen Kohlenfeld von Lancaſhire, eines der bedeutendſten im Lande, 
herrſcht jetzt ein Stand der Dinge, der ſicherlich in der Vergangenheit keine 
Parallele hatte. Alle die Kohle wird in dem Moment, da ſie die Oberfläche 
erreicht, abſorbirt, und hunderte von Waggons warten ihre weine, ab um 
gefüllt zu werden. Mit der zunehmenden Knappheit find die Preiſe allmälig 
geſtiegen, bis jetzt Kohle, die vor einigen Jahren von den Grubenbeſitzern 
mit Vergnügen zu 4 Sh. pro Tonne verlauft wurde, über 20 Sh. pro Tonne 
erzielt. Dieſer Stand der Dinge fängt nun an, ſeine natüliche Wirkung 
auszuüben. Gruben, die ſeit Jahren geſchloſſen waren, weil ſie nicht mit 
Nutzen exploitirt werden konnten, werden wieder eröffnet. Alle betriebbaren 
Säume werden in Wirkſamkeit gebracht und, was wichtiger iſt, es werden 
werden neue Schachten gebohrt. Die Grubenbeſitzer wenden auch den Kohlen⸗ 
ſchneidemaſchinen größere Aufmerkſamkeit zu und mehrere derſelben find 
jüngſt in den Kohlengruben von Lancaſhire eingeführt worden.“ 

In Nottingham] fand am Montag Abend eine große Kundgebung 
gegen die hohen Kohlenpreiſe ſtatt. In Saiton⸗market bildete ſich 
eine große Proceſſion, die, ein Blechmuſikcorps und ein Banner mit der 
Inſchrift: „Erfrierungstod! Hütet Euch vor Kohlengrubenbeſitzezn bei den 
nächſten Wahlen!“ voran, nach dem großen Marktplatze zog. In dem Zuge 
wurde auch ein leerer 
abgehalten, dem 8—10,000 Menſchen auwohnten. Mehrere Handwerker hiel⸗ 
ten Reden, und ein Autrag gelangte zur Annahme, welcher das Verhalten 
der Grabenbeſitzer als unmenſchlich tadelte, und an das Parlament behufs 
Niederſetzung einer Commiſſion zur Unterſuchung über die Urſachen der 
jetzigen hohen Kohlenpreiſe appellirte. Ein ähnliches Meeting fand in Cam⸗ 
bridge unter dem Vorſitz des Bürgermeiſters ſtatt, auf welchem eine öffent: 
liche Subſeription eröffnet wurde, um den Armen der Stadt Kohlen zu billi⸗ 
gerem Preiſe zu liefern. 


Drovinzial- Beitung. 


H. Breslau, 27. Febr. [Vorſchußverein des Breslauer Land» 
kreiſes.] Nach dem in der heute abgehaltenen Generalverſammlung er: 
ſtatteten 6. Jahresbericht zählt der Verein gegenwärtig 156 Mitglieder. Die 
Guthaben derſelben betrugen am 1. Januar c. 5829 Thlr. 28 Sgr. An 
fremden Capitalien waren aufgenommen 101,200 Thlr., wovon 78,000 Thlr. 
zurückgezahlt wurden; die Zinſen dafür beliefen ſich auf 719 Thlr. 11 Sgr. 
3 Pf. Die Spareinlagen erreichten bis zum 1. Januar c. zuzüglich zuge⸗ 
ſchriebener Zinſen 17,931 Thlr. 24 Sgr. 1 Pf. Vorſchüſſe ſtanden aus am 
. Jauuar v. J. 33,900 Thlr., neue Vorſchüſſe und Prolongationen wurden 
gewährt 154,435 Thlr., hiervon 145,010 Thlr. zurückgezahlt, fo daß am 
1. Januar d. J. 43,325 Thlr. außenſtanden. An Zinſen wurden 2491 Thlr. 
29 Sgr. 1 Pf. eingenommen, ausgegeben 1404 Thlr. 2 Sgr. 8 Pf.; ferner 
find 107 Thlr. 20 Sgr. an Zinſen für erſt im Jahre 1873 fällige Vorſchüſſe 
zu reſerviren, jo daß pro 1872 ein Zinſenüberſchuß von 980 Thlr. 6 Sgr. 
10 Pf. verbleibt, wozu noch 30 Thlr., welche anderweitig vereinnahmt wur 
den, treten. Hiervon gehen die Verwaltungskoſten mit 560 Thlr. 21 Sgr. 
11 Pf. und 12 Thlr. 28 Sgr. auf Abſchreibung auf das Utenſilien⸗Conto 
ab, ſo daß ein Reingewinn von 547 Thlr. 23 Sgr. 11 Pf. verbleibt. Hier⸗ 
von ſollen 47 Thlr. 23 Sgr. 11 Pf. zum Reſervefonds, 125 Thl 
als ſtatutenmäßige Tantieme an den Vorſtand und Ausſchuß und 279 Thlr 
oder 6 pCt. als Dividende an 93 berechtigte Mitglieder zur Vertheilung 
kommen. Die Geſammt⸗Einnahme und Ausgabe balancirt mit 254,523 Thlr. 
29 Sgr. 3 Pf. — Dem Kaſſirer wurde Decharge ertheilt. Zu Ausſchuß⸗ 
mitgliedern wurden gewählt die Herren Kupſch, Kionka, Franke, 
Staroſte und Schauder. 


H. Breslau, 27. Februar. [Bezirksverein der ſüdöſtlichen Vor⸗ 
ſtädte.] Auf der Tagesordnung der für geſtern Abend anberaumten Ver⸗ 
ſammlung des Vereins, welche in Pietſch's Lokal auf der Gartenſtraße ab⸗ 

ehalten wurde, ſtand zunächſt die Neuwahl des Vorſtandes. Der Vorſitzende, 

beramtmann Kempner, leitete dieſelbe durch einen Rückblick auf die 
Thätigkeit des Vereins im verfloſſenen Jahre ein, wobei derſelbe freilich con⸗ 
ſtatiren mußte, daß der Verein im ganzen Jahre nur zwei ſchwach beſuchte 
Sitzungen abgehalten hat. Die dadurch nahe gelegte Frage, ob es nicht 
unter ſolchen Verhältniſſen angemeſſen ſei, den Verein berhaupt aufzulöſen, 
ſei, bemerkte der Vorſitzende, von dem Vorſtande trotzdeſſen in perneinendem 
Sinne entſchieden worden. Man habe ſich dabei von der Anſicht leiten 
laſſen, daß der Fortbeſtand des Vereins immerhin wünſchenswerth erſcheine, 
auch wenn derſelbe eine regere Thätigkeit nicht entwickele, da er einem Theile 
der Bürgerſchaft Breslaus die einzige Gelegenheit biete, ſeine Meinung über 
communale Fragen von größerem allgemeinen Intereſſe zum Ausdrucke zu bringen 

ugleichem Sinne habe man ſich ja auch in anderen Bezirken ausgeſprochen. — Die 

erſammlung trat dieſer Anſicht bei und erklärte ſich demgemäß für die Vornahme 


— 


Eu} 


der Vorſtandswahl. Dieſelbe erfolgte durch Akklamation, bei welcher der Sohn 


bisherige Vorſtand pure wiedergewählt wurde. Derſelbe beſteht demnach 
auch für das naͤchſte Jahr aus den Herren Oberamtmann Kempner, Kim. 
Kopiſch, Kfm. Türkheimer, Kfm. Joachimsſohn, Redacteur Dr, 
Elsner, Partikulier Grohe, Kim. Grundmann, Dr. Bujakowsky, 
Director Dr. Honigmann, Partikulier Peuckert, Kfm. Schierer, Kim. 
Teichmann, Statiſtiker Simſon, Stadtrath Zorn und Kfm. Haber. — Die 


demnächſt folgende Discuſſion über die „Verwandlung der Teichäcker in einen 1 


Park“ wurde von dem Vorſitzenden durch eine eingehende Darlegung der Sachlage 
eingeleitet. Sämmttiche Redner erklärten ſich dafür, daß Seitens der ſtädtiſchen 
Behörden möglichſt bald die erforderlichen Schritte zur Verwirklichung des 
Projectes geſchehen möchten; der Vorſtand wurde beauftragt, eine Petition 
in dieſem Sinne an Magiſtrat und Stadtverordneten⸗Verſammlung zu rich⸗ 
ten. — Der dann noch auf der Tagesordnung ſtehende Gegenſtand, die 


Canaliſationsfrage, mußte vertagt werden, da der Referent für den⸗ 5 N 


ſelben am Erſcheinen verhindert worden war. — Schließlich wurde der 
Vorſtand auf Antrag des Herrn Fre und noch erſucht, in Zukunft während 
1 Wintermonate zum Mindeſten alle vier Wochen eine Vereinsſitzung ans 
zuberaumen. 


F. Frankenſtein, 27. Februar. [Betrug. — Schul ſache.] Ueber die 


unterm 20. d. M. gemeldete Betrügerei eines jungen Mädchens iſt zu be⸗ Sch 


richten, daß erſtere von einer Tochter des Arbeiters Gründel aus Tarnau 
hieſigen Kreiſes verübt worden iſt. Das Mädchen hat bereits vor mehreren 
Jahren wegen wiederholter Brandſtiftung Strafen erlitten und nach deren 
Verbüßung die nächſten Kreiſe vagabondirend durchwandert. So hat ſie 
vor Kurzem auch Freiburg beſucht und auch dort Betrügereien ausgeführt. 
An NS katholiſchen Stadtſchule find noch drei Schulſchweſtern 
thätig; dieſelben müſſen beibehalten werden, weil Lehrer fehlen ſollen. Es 
iſt jedoch nicht erinnerlich, ob dieſe Stellen je ausgeſchrieben worden ind. 
es dies bisher nicht geſchehen, jo muß doch einmal der Verſuch gemacht 
erden. 


Brieg, 26. Februar. [Tagesnachrichten.] Der umfangreiche 
Betrieb der Lederfabrik der Gebrüder Moll führt auch einen ſehr großen 
Waſſerverbrauch berbei. Da nun dieſe Fabrik wegen ihrer Lage jenſeits 
der Oder nicht durch das ſtädtiſche Waſſerhebewerk mit Waſſer verſorgt 
werden kaun, jo haben die ſtädtiſchen Behörden dem Geſuch der genannten 
Fabrikbeſitzer nachgegeben und dieſen geſtattet, für ſich am rechten Oderufer 
der Stadt ein Waſſerhebewerk zu erbauen. Ob dann nach Erbauung deſſel⸗ 
ben dieſes ſpäter auch anderen Bedürfniſſen und Anträgen werde Befriedi⸗ 
gung verſchaffen können, wie von mancher Seite vermuthet wird, muß die 
Zukunft lehren. — Dem Polizei⸗Jaſpector André haben die ſtädtiſchen 
Behörden 50 Thlr. als Beihilfe zu feinen Kurkoſten, dem Gasinſpector 
Förſter eine Erhöbung feines baaren Gehaltes von 650 auf 700 Thlr. und 
Und dem Polizei⸗Aſſiſtenten Näwe eine Remuneration von 15 Thlr. bewilligt. 
Die vom Magiſtrat beantragte Eniſchädigung für die Wittwe Gieſe von 
25 Thlr. hat aber die Stadiverordneten⸗Verſammlung auf 50 Thlr. erhöht. 
RETTET EN EEE VA . SEE NE ̃ ̃ ͤ 2K EEE TEEN, 


Subhaſtationen im März. 
Regierungsbezirk Breslau. 
Gr.⸗Maſſelwitz, Grundſtück Nr. 31, 11. März, 10 U., Kr.⸗Ger. Breslau. 
Stuhlſeiffen, Grundſtück Nr. 46, 27. März, 9 U., Kr.⸗Ger. Habelſchwerdt. 
Jäſchwitz, Dampfmühle Nr. 18, 25. März, 11 U., Kr.⸗Ger.⸗Dep. Nimpiſch. 


* 


Trachenb erg, Haus Nr. 74, 14. März, 11 U, Kr.⸗Ger.⸗Dep. Trachenber, 
e Wobnhaus Nr. 10 und Hutungs⸗Abfindungsland Nr. 


erroft getragen. Dort wurde ein Monſtre⸗Meeting L 


„März 10 Uhr, Kr.⸗Ger.⸗ Comm. Herrnſtadt. 2 
Ob.⸗Tannbauſe 15 Freiſtelle Nr. 28 129 Freihaus Nr. 38, 31. März 10 u. 
(und 7. April 10 U.), Kr. Ger. II. Abtb. Waldenburg. = 
Breslau, Leinwandbaude Nr. 32, 12. März 11 U., Stadt⸗Ger. Breslau. 
— Wien Nr. 128 der Offenen⸗Gaſſe, 27. März 11 U., Stadte Gericht | 
reslau. 5 
Roſenthal, Bauergut Nr. 82, 29. März 9 U., Kr.⸗Ger. Habelſchwerdt. 
Winzig, Grundſtück Nr. 26, 21. März 11 U., Kr.⸗Ger.⸗Comm. I. Winzig. 
Regierungsbezirk Liegnitz. . x 2 

NR 95 Nr. 1084 (Kahle Nr. 23), 12. März 9 Uhr, Kreis: Gericht 
rli 


Rohnau, Beſitzung Nr. 50, 3. März 11 Uhr, Kreis⸗Gericht Landshut. 

Görlitz, Stadtgarken Nr. 860, 29. März 9 Uhr, Kreis⸗Gericht Görlitz. 

Görlitz, Wohnhaus Nr. 1652 (Mollkeſtraße Nr. 11b.), 29. März 9 Uhr, 
Kreis⸗Gericht Görlitz. 

Schönau, Wohnhaus Nr. 125, 11. März 11 Uhr, Kr.⸗Ger.⸗Dep. Schönau. 

Warmbrunn, Hausgrundſtück Nr. 29, 21. März 3 Uhr Nachm., Kreis⸗ 
Gericht Hirſchberg. = 


Reg.⸗Bez. Oppeln. 5 So 
Gr.⸗Peterwitz, Beſitzung Nr. 502, 26. März 1044 Uhr, Kr.⸗Ger. Ratibor. 
Gr.⸗Hoſchütz, Bauergut Nr. 54, 28. März 11 U., Kr.⸗Ger. Ratibor. 
Zando witz und Böhme, Grundſtück Nr. 201 und 30, 28. März, 3 Uhr 
Nachm. Kr.⸗Ger. Gr.⸗Strehlitz. 
Jomnitz, Mühlenbeſitzung Nr. 55, 28. März 11 Uhr, Kr.⸗Ger. Roſenberg. 
Millowitz, Grundſtück Nr. 7, 58 und 73, 1. März 10 Uhr, Kr.⸗Ger. Coſel. 


Riegersdorf, Bauergut Nr. 63, 24. März 10 Uhr. Kr.⸗Ger. Neuſtadt. 3 


Meteovologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſttäts - 
Sternwarte zu Breslau. EN 


Februar 27. 28. Nachm. 2 U. | Abos. 10 U. Morg. 6 U. : 
Luftdruck bei oo. 325%%57 325%, 83 320% 8 
uftwärme 8055 + 62 1 „8 5) 
tn 8 2,57 2,62 2,53 9 
Dunſtſättigung 74 pCt. 79 pCt. 90 pet. 
Wind Bd AR S. 1 50. 2 1 5 
Wetter bezogen. truͤbe. trübe. 2 


Breslau, 28. Febr. [Waſſerſtand.] DB. 17 F. — 3. U.⸗P. 3 F. 2 8. 


Berlin, 27. Februar. Die Liquidation darf als vollſtändig überwunden 
betrachtet werden. Obgleich dieſelbe ſich mit allergrößter Leichtigkeit vollzo⸗ 
gen hat, ſo ließ doch der Charakter des heutigen Geſchäftes nicht nur in 
Bezug auf die Thätigkeit Mauches zu wünſchen übrig, ſondern es wollte 
auch ſcheinen, als wenn die Feſtigkeit der Stimmung im Wanken begriffen 
fei. Geld zeigte ſich knapper und war zu höheren Zinsſätzen geſucht, ſo 
zahlte man für Reportzwecke 5½ pCt., ebenſo war auch der Privatviscont 
in die Höhe gegangen und bedang 3% pCt. Die Speculationswerthe er⸗ 
öffneten in recht feſter Haltung, die ſich namentlich für Bae bemerkbar 
machte; wenn man für die nächſten Wochen bei dieſer Bahn auf günſtigere 
Emnahmen hofft, fo liegt gerade das Gegentheil für Lombarden vor, hei 
welchen die vorjährige nächſt bevorſtehende Periode ziemlich bedeutende Ein? 
nahmeziffern met Die Speculation ließ denn auch im Laufe des Ge 
ſchäfts Lombarden herabgehen, und verpflanzte ſich die weichende Richtung 
auch auf die anderen Effecten dieſer Gattung, jo daß der Schluß für dieſe 
Werthe recht matt genannt werden muß. Oeſterreichiſche Bahnen bei ſehr 
geringem Geſchäft eher matt. Reuten blieben dagegen begehrt, wiewohl 
auch dieſe nur in ſehr geringen Dimenſionen umgingen, ſo konnten ſie doch 
etwas im Courſe profitiren. Italiener ſtill und unverändert, franzöſiſche 
Rente lebhafter und ſteigend, auch Türken gut begehrt, im Courſe anziehend: 
Amerikaner ruhig. In uach Staats⸗Effecten blieb der Verkehr jet 
gering, Lſtr.⸗Anleihen in Rückſicht auf die zu erwartende neue Anleihe A 5 . 
Preuß. und Deutſche Fonds ſehr ruhig; Köln⸗Miadener Bräm.Angbeilebelebt. 
Prioritäten feſt, in geringem Verkehr. Auf dem Eiſenbahn⸗Actienmarkte herrſchte 
GO en be Auch hier war der Schluß bedeutend ſchwächer. Die Rheins 

eſtf. Deviſen behaupteten ſich ziemlich gut. Schweizer Weſthahnſehr lebhaft 
auch Crefeld⸗Kreis⸗Kempten beliebt. Oſtpreußiſche Südbahn ging zu 
herabgeſetztem Courſe recht belangreih um. Nordhauſen⸗ Erfurt belebt. 
Bahnactien auf Prämien ſehr ſtille. Für Bankactien war die Stimmung 
recht feſt. Disc.» Comm. und Prob. ⸗ Disc. ſehr belebt. Darmſtädter 
feſt, Jachmann, Centralbank für Jen, desgleichen e ſtark 


Set 


ſteigend, Meininger, Centralgenoſſenſchaft, Centralbank für Bauten, ferner 
Kieler, Heſſen, Metropole, Wechslerbank, Wrede, Elberfelder, Digconte“ und 
Wechslerbank, Quiſtorp, Unionbank belebt, Deutſche Creditanſtalt 105% 
Paderſtein 120%, ſpäter auch wohl billiger, Bankgctien auf Prämie ſehr 
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belebt, Dresd. Hand. 101% Br., Halle'ſche Ered. 97% bez., Hamb. Bank. 
116% G., Leipziger Disc. 110% G., Warſchauer Disc. 101½ Br., Wiener 
Arbitrage 130. Wander Ven lebhaft und feſt, von Brauereien beſonders 
Bergbrauerei, Böhmiſches Brauhaus und Nürnberger feſt. Fagonſchmiede, 


l 


Moritz. 106—107, Deipreub, Eiſenhütte 119% Poſten bez., Weitpbalia 1 
Metall⸗Induſtrie 105% bez. u. G., Dortmunder Brauerei 74% G. 8 ; 


| 


* 


Gek. — Wspl. Februar 527 nom., Februar⸗März 52% nom, Früh⸗ 


75 
Futter⸗Erbſen 47—49 Thlr. — Lupinen: b 
Kin 32—34 Thlr., blaue 28—32 Thlr. — 


Paris, 27. Februar. [Bankausweis.] Baarvorrath 791 Mill., Zus 
nahme 2 Mill. Portefeuille mit Ausnahme der geſetzmäßig verlängerten 
Wechſel 2227 Mill., Zunahme 15 Mill. Vorſchüſſe auf Metallbarren 32 Mill., 14 
unverändert. Notenumlauf 2804 Mill., Zunahme 4 Mill. Guthaben des 
Staatsſchatzes 123 Mill., Zunahme 1 Mill. Laufende Rechnungen der Pri⸗ 


vaten 211 Mill., Zunahme 15 Mill. \ 
2 N 9 
St., Notenumlauf 24,532,690 Pfd. St., Baarvorrath 25,224,687 Pfd. a 
Fate 21,962,601 Pf. St., Guthaben der Privaten 17,977,144 Pfd. St, 

uthaben des Staatsſchatzes 14,644,110 Pfd. St., Noten⸗Reſerve 14,777,070 
Pfd. St. Platzdiscont 3%. us 


London, 27. Febr. [8 ankausweis.] Total⸗Reſerve 15,691,997 


Petroleum ruhig, 1, 6—1, 6%. si 


— 


Leinöl: ſtetig, London 33, 6-83, 9, in Exportfaſſern 34, Hull und 


Berlin, 27. Februar. Weizen; Termine in feſter Haltung. Gekündit 
— Eine. Kündigungspreis — Thlr. Loco 7200 05. pro 1000 Rilogr 
nach Qualität bez., pro Februar — Thlr. bez., pr. Februar⸗März — Wir 3 
bez., März:April, — Thlr. bez., April⸗Mai 84— 484 Thlr. bez, Mais 
Juni 824 —% Thlr. bez., Juni⸗Juli 817 —82 / Thlr. bez., Juli⸗Auguſt 
— Thlr. bez., September⸗October — Thlr. bez., fein gelber 84 Thlr. 
bez. — Roggen in eſſectiver Waare fand insbefondere in den beſſeren 


A 


r 


0 
LE 


1 


r. Februar 55 bez., Jebruar⸗März — 
pr. Februar 55% Thlr. bez., Jebruar⸗ Br kl. 


4 —5471— 74 
Halbes 527 
* 


Liter. 


‚= Breslau, 28. Febr., 9 Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 
Stimmung im Allgemeinen ſehr ruhig, bei ausreichenden Zufuhren und 
unveränderten Preiſen. x 

Weizen wenig verändert, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 6% bis 
8% Thlr., gelber 678, Thlr., feinfte Sorte über Notiz bezahlt. 

8 e feine Qualitäten mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 5% —6 Thlr., 
feinſte Sorte 6%, Thlr. beza . 
Gerſte gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 41 —5 /, Thlr., weiße 5% bis 


r. 
Hafer ſehr feſt, pr. 100 Kilogr. 4% bis 4% Thlr., feinſte Sorte über 
Notiz bezahlt. N 
Erb en mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 445% Thlr. 
Wicken preishaltend, pr. 100 Kilogr. 4. —AY Thlr. 
15 907 5 w feſter, pr. 100 Kilogr. gelbe 2½ 3% Thlr., blaue 2%, 
U 4 v. 
Bohnen preishaltend, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſche 574 —6 Thlr. 
Mais unverändert, pr. 100 Kilogr. 5—5% Thlr. 
Delſaaten weichend. 
Schlaglein unverändert. 
„ er 100 Kilogramm netto in Thlr., Sgr., 155 
Schlag⸗Jeinſaat. 8 — 8 15 — — — 
Winter⸗Raps 920 — 
Winter⸗Rübſen 
Sommer⸗Aübſen .. 8 10 — 
Leindotter 7 6 7 25 8 15 — 
Papskuchen mehr beachtet, ſchleſiſche 70—73 Sgr. pr. 50 Kilogr. 
einkuchen offerirt, ſchleſiſche 8890 Sgr. pr. 50 Kilogr. 5 
Kleeſgat wenig verändert, rothe 13—16 % Thlr. pr. 50 Kilogr., weiße 
13 —17½—20 Thlr. pr. 50 Kilogr., hochfeine über Notiz bezahlt. 
Thymothee ſehr feſt, 810% Thlr. 1 50 FI. 
Kartoffeln pr. 50 Kilogr. 28 Sgr. bis 1 Thlr., pr. 5 Liter 34 —4 Sgr. 


or. 


nennen. | 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolffs Telegr.⸗Burean.] 5 

Heft, 27. Februar. Das Unterhaus beendigte die Generaldebatte 
des Cultus⸗ und Unterrichtsbudgets, und nahm den Antrag Iranyis 
an, die Regierung anzuweiſen, eheſtens Geſetzentwürfe über die Re⸗ 
ligionsfreiheit und Einführung der Civilehe vorzulegen. 

Verſailles, 27. Februar Abends. Die National⸗Verſammlung 
begann die Berathung des Geſetzentwurfs der Dreißiger⸗Commiſſton, 
mit welchem Dufaure das Einverſtändniß der Regierung erklärte. Im 
Laufe der Debatten beantragte Caſtelane die Einführung der conſti⸗ 
tutionellen Monarchie. Höntiens verlas Namens feiner Parteigenoſſen 
eine Erklärung, welche die allgemeine Volksabſtimmung fordert. Die 
weitere Berathung wurde auf morgen vertagt. 

Paris, 27. Februar. Der „Temps“ veröffentlicht folgende Analyſe 
des Memorandums Caſtellar's an die ſpaniſchen Geſandten: Die Er⸗ 
Achtung der ſpaniſchen Republik ſei eine Folge der augenblicklichen Lage. 
Amadeus habe nicht Herr werden können über die einander entgegen⸗ 
ſtehenden nationalen Gefühle. Die Errichtung der Republik ſei keine 
Revolution, ſondern eine nothwendige Evolution; fie konne nicht eine 
Fackel der Zwietracht für Europa ſein. Die Umwandlung der Re⸗ 
gierungsform ſei eine innere Frage ohne Beziehung zu den inter⸗ 
nationalen politiſchen Problemen, die für Europa Intereſſe hätten. 
Amerika und die Schweiz hätten die Republik anerkannt; die Regie⸗ 
rung hoffe, die anderen Mächte würden fie gleichfalls anerkennen und 
Spanien ihre moraliſche Stütze leihen. 

Madrid, 27. Febr. Regierungsſeitig wird in die Provinzen mit⸗ 
getheilt, daß die hier anweſenden Generale, darunter die Marſchälle 
Concha und Serrano, der Regierung ihren Degen auf das Bereitwil⸗ 
liggſte und Entſchiedenſte zur Verfügung geſtellt haben. 

Nom, 27. Februar. Durch die „Italieniſchen Nachrichten“ wird 
eine Depeſche des ſpaniſchen Miniſters des Auswärtigen an den hieſi⸗ 
gen ſpaniſchen Geſandten veröffentlicht, in welcher die Mittheilungen 
über angebliche Rückſichtsloſigkeiten, welche der König Amadeus bei 
feiner. Abreiſe von Madrid und während der Reife durch Spanien an 
die portugieſiſche Grenze erfahren habe, als jeder Begründung enibehrend 
bezeichnet werden. — Dem „Oſſervatore Romano“ zufolge wäre Graf 
Paar zum Nachfolger des Freiherrn v. Kübeck als Botſchafter bei der 
päpſtlichen Curie auserſehen. 

Brüſſel, 27. Febr. Die proſectirte Wie dererwerbung der Eiſen⸗ 
bahn des „Grand Luxembourg“ wird, wie in parlamentariſchen Kreiſen 
verlautet, bei der Berathung durch die Deputirtenkammer eine ungleich 
ſtärkere Oppoſition finden, als man erwartet hatte. Vornehmlich ex 
regen die aceeſſoriſchen Beſtimmungen des Vertrages über den Neubau 
mehrerer Eiſenbahnlinien vielfachen Anſtaß. 

Moskau, 26. Febr. Anläßlich der bekannten Differenz zwiſchen 
dem Ciollgouverneur General Durnowo und unſerem Bürgermeiſter 
Llamin wird eben eine von dem Miniſter des Innern Timatſcheff er⸗ 
laſſene Declaration vom 21. d. bekannt, welche durch Circular an alle 
Gouverneure erfolgt iſt. Die Declaration hebt hervor, daß, da in Ge⸗ 
mäßheit des Geſetzes die ſtädtiſchen Bürgermeiſter unter der Oberaufficht 
der betreffenden Civilgouverneure ſtehen, ſich dieſelben bei allen Ge⸗ 
legenhelten dienſtlichen Verkehrs der geltenden Dlenſtetikette anzuſchließen 
haben. Das Circular bemerkt ausdrücklich, daß dieſe Formfrage in 
keiner Weiſe die Beſtimmungen über die völlige geſetzliche Unabhängig⸗ 
kelt der ſtädtiſchen Behörden alterirt. 

Petersburg, 26. Februar. Aus Wiener Zeitungen hierher ge⸗ 
langte Meldungen aus Brody über Bauern⸗Aufſtände in Volhynien, 
Podolten und der Ukraine entbehren jedenfalls der Begründung; es 
liegen hier keinerlei derartige Meldungen von propagandiſtiſchen Be⸗ 
wegungen vor und könnte höchſtens eine locale ganz gewöhnliche Col⸗ 
liſton vorgekommen ſein, über die man der Unbedeutendheit wegen 
nicht einmal etwas hätte hierher gelangen laſſen. 

Kopenhagen, 27. Februar. Der Ausſchuß des Folkethings, wel⸗ 
cher für die Berathung der betreffs der ſkandinaviſcheu Münzeonven⸗ 
tion gemachten Vorlage niedergeſetzt worden iſt, hat einſtimmig be⸗ 
ichloſſen, die Annahme derſelben dem Folkething zu empfehlen. Es 
it mit ziemlicher Sicherheit auf die Genehmigung der Convention 
durch den däniſchen Reichstag zu rechnen. 3 

Haag, 27. Febr. In der heutigen Sitzung der zweiten Kammer 
frug der Deputirte Bluſee wegen der Vorgänge auf Sumatra an. 
Der Miniſter Franſen van de Putte erklärſe darauf, der Regierung 
liege jede aggreifive Politik fern, es gelte nur, die Autorität derſelben 
und die Reſpectirung abgeſchloſſener Verträge ſicher zu ſtellen. Der 
Vicepräſident des Rathes von Oſtindien ſei mit genügenden Streit⸗ 


N 
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kräften nach Atchin geſchickt worden, um dort ein entſprechendes Arran⸗ 
gement herbeizuführen; von hier aus würde der Abgang zweier Kriegs⸗ 
ſchiffe nach den oſtindiſchen Beſitzungen beſchleunigt werden, ein Trup⸗ 
pennachſchub von hier ſei nicht beabſichtigt. Die Regierung rechne auf 
die Klugheit und Umſicht des Generalgouverneurs. 

Plymouth, 27. Febr. Nach hier eingelangten Nachrichten iſt 
San Vincente (Central⸗Amerika) durch ein Erdbeben zerſtört worden. 

Cardiff, 27. Febr. In dem weſtlichen Theile des Thales Taff 
in Südwales iſt der Strike zu Ende; die Eiſenarbeiter haben die ihnen 
geſtellten Bedingungen angenommen. 

Newpork, 27. Febr. Der Hamburger Dampfer „Sileſia“ iſt 


5 geſtern Abend 7 Uhr hier eingetroffen. 


Berliner Börse vom 27. Februar 1873. 


Ialieniſche öprocentige Rente 65, 80. dio. Tabaks » Actien 862, 50. 
Franzoſen (geſtplt.) 772, 50, do. neue —, —. Oeſterreich. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Actien —, —. Oeſterr. Nordweſtb. —, —. Lombard. Eiſenbahu⸗ 
Actien 446, 25. dio. Prioritäten 256, 50. Türken de 1865 54, 75. 
do. de 1869 340, 00. Türkenlooſe 180, 00. Neueſte türkiſche Looſe — — 
6procent. Ver. St. pr. 1882 (ungeit.) —. Goldagio —. Matt. 
London, 27. Februar, 4 Uhr Nachmittags. Conſols 92%. Spanier —, 
Aalieniſche öprocentige Rente 65. Lombarden 17%. Mexikauer —. 
öpzocent. Ruſſen de 1862 93%. öprocentige Ruſſen de 1864 98. Silber 
59%. Nordd. Schatzſchein Franzöſiſche Anleihe Morgan — 
Turk Auleihe de 1865 5376, Gprocent. Türk. Anleihe de 1869 66%. 
Gproc. Verein. St. pr. 1882 91%. 
Aus der Bank floſſen heute 10,000 Pfd. Sterl. — 9Iprocent. Türken: 
Bonds 93%. att. 
Frankfurt a. M., 27. Februar, Abends. [Effecten⸗Societät.] 
Amerikaner 95%. Creditactien 365%. 1860er Looſe 97%. Staatsbahn 
ilberrente 68%. 


—. Franzoſen 357%. Lombarden 202. Galizier 244%. 
apierrente 651%. — Hahn'ſche Effectenbank 135%. — Deutſch⸗Oeſterr. 


1 s 
Wechsel - Course. en auaanAsklon. Bank —. Propinzialdigc. 177%. Nordweſtbahn —. Continental-Cifenbahn 
Amsterdam250FI. | K. B. 4 140% br. Aachen-HMastricht % | — 1.41 02 bau T. Bankactien 1067. Nationalbank —. Meininger —, —. 

0. 0. 2 M. 4 139% ba. Berg.-Märkische. 14 — a 122 b 8. Dresden, 27. Februar, Mittags. Credit 2094. Lombarden 116%. 
C R e za 110. de „ Silberrente 68%. Sächſiſche Ereditbank 126%. Sachſiſche Bank (alte) 150%. 
London 1 Lb. 3 l. 3 620% bs. Bein Hanburg: 10% | — f 430 5 5. do. (junge) 145%. Lern Credit 182. Dresdener Bank 106%. Dresdener 
Paris 300 Fres. 2 Hs | — — Berl.-Potad.-Magd. 14 — 4 180% be 0. | Wechslerbank 124. resdener Handelsbank —. Sächſiſcher Bankverein 
Wien 180 FL ..|8 T. | 91%, ba. | Berlin-Stettin . II = 4 191% bs |108%. Oeſterr. Noten 92. Lauchhammer 118%. — Schwankend. 
do, do. ..|2M.|6 | 91, be, | Böhm, Westbahn | 8 — s io ba 7 4 
Augsburg 100 Fl. 2 M.lA 66 20 B. Breslau Freib.. 9 — a 120% b Hamburg, 27. Februar, Nachm. [Schluß ⸗Courſe. oh Thaler 
Leipzig 100 Thlr. 8 T. ih 99% G. dae. neu — | — 5 11% 6. | — Hamburger Stagts⸗Prämien⸗Anl. 101%. Silberrente 68 1. Oeſter⸗ 
1 8 8 Ari ee he Am: 16 5 1 118% 85 . Credis⸗Act. 313½. Oeſterr. 1860er Looſe 97%. Nordweſtb. 500. Framoſen 
Petersburg 100g E. 3 M. 6% 90 bz pur Rodenbach Es | = Pen be 6. 765%. Jaab⸗Grazer Looſe 85%. Jombarden 433. Stalienifhe Meute 64%. 
Warschau 90 8E. |8 T.|6 | 824, 6. Gal. O.Ludw.B .|8% | — „ [106% bs | BereindBant 126. Habhn'ſche Effectenbank 134%. Commerzbank 127%. 
Bremen. . 48 TE | B Bora Guben 14 2 6 bi be Nord. Bank 180. Provinzial + Disconto⸗Geſellſchaft 177. Anglo⸗deutſche 

Kaschau-Oderberg| ö s 81% bs d.] Bank 116%. do. neue 110. Daniſche Landmannbank 102%. Dortmunder 
, Mrdmiegräntähe 127% Nmentanlihr ve kl 
Fonds und geld- Course. A TE pe = re „  MERTBIENDESATUELDE 4. „amerilaniſche de 1882 
a Magdap Haiders. | 8% | — 1 Ionen. 91. Disconto 3% pt. Laurahütte 258. — Cher feſter. 5 
Fretpr. Btante-Anleihe 411014 8. Magdeb.-Leipzig . 16 — 1 [207% de a.| Hamburg, 27. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen loco 
"dio f di. bene; i 4 auf 247 r. b Fend Man 105d. pn. 1000 pr 1000 248 r. 
Acbigo 4 | 90% b Ndrschl,-Märk, , . | 4 — 4 | 9% : ARE März I. r, 10, NED Ar. 
Stante-Behuldschehast 3% | 91 62. Närschl.-Zweigb.. 5 — 4 112 55 *. 246 G., pr. April⸗Mal 126pfö. pr. 1000 Kilo netto 247 Br., 246 G., 
e , dr. 1000 Kilo netto 24644 Br, 2454 On. "_ Ropgen 
Cöln-Mind. Prämiensch 3% | 9614 br. G. Oestr.- Pr. St, B. 2 — 6 204 4½ be br. Februar 1000 Kilo netto 156 Br., 155 Eld., pr. Februar⸗März 1000 
8 Berliner a4| 99%, B. Oeater.-Nordwestb| 5 — fe 110 ve Kilo netto 156 Br., 155 Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo 156 Br., 155 Gb, 
= I 5 102 5 5 1 0 = : 140 ab pr. Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 156 Br., 155 Gd. — Hafer feſt. Gerſte 
© (Pommersche, .. 3 82 br. Rechte O..U.-Bahn| 3 — s Irasg bs G.] ſtill. — Rüböl matt, loco 35, 00, pr. Mai 23, pr. October pr. 200 Pfd. 
5 Seierl 103 2 . et bs Reichenhorg-Pard. Ah — 1 8 b 6. | 70%. — Spiritus matt, pr. 100 Liter 100 pCt. pr. Februar und pr. Fer 
1 Meri d Ben 44-1110 al} 6% Di bruar⸗März 43%, pr. April⸗Mai 45. — Kaffee seht, Umſatz 2000 Sad. — 
(Pommersche... . |A | 961% ba Bumän. Eisenb, |5% | — |s 400 be Petroleum matt, Standard white loey 17% Br., 17% Go., pr. Februar 
E Posen sche 484% ba Schweiz Westbahn 2 — 4 87 ½ bz d.] 17% Go, pr. Auguſt⸗December 18 Gd. etter: Veränderlich. 
e = Fa re Ka 5 — 1127 ba Hamburg, 27. Febr., 8 Uhr 30 Min. [Abendbörſe.] Oeſterr. Sil⸗ 
Sächsische A | 96% B. Werachan Wien; |12 I 6 66% b 6. berrente —. Amerikaner —. Italiener —. Lombarden 432, 50. Oeſterr. 
Schlesische 414 6  Eisenbahn-Stamm-Priorltäts-Actien. Aug be 65 110 BUS: ae 765, 50. 11 ne 1155 
Berlin-Görlitzer . 8 — 15 |106% de 8. „Mgr0-Deusiche 8 amburger Commerz.: und Discontobank 127, 75. 
Berlin Nordbahn | — | — B 68% be 8 Rhein. Eiſenb.⸗St.⸗Actien —, — Bergiſch⸗Märkiſche —, —. Köln- 
Karh, 40 Thlr,-Loone 7% 6. n ee == | 830 58 6 Mindner —. Faurahütte . Dortmunder Union 188, 25. Geſchäftsias. 
Idenburger Loose 394% B. HanoverAltenb. | 5 S dn met 6050 55 van u ale a 55 
— 0 - onb.| — — 6 | 9% dz A A Ballen. elig. agesimpor „ 7 
Märk,-Posener „ . | 0 — |5 |82 5» 6. davon 3000 B. amerikaniſche, 7000 B. oſtindiiche. f 
Lonisätor 110% br. Dolları r 80. ba a a e Ta 7 260% 55 Liverpool, 27. Fehr. Nachm. [Baumwolle] (Schlußbericht) Umſatz 
Bovereignn 6.29 br On Hkn 0% be, Rechte O. U. Bann 5 — 6 12% b 10,000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. Stetig. 
unperials 5.18 m Buss, Bin, 59, be Sal Bahn ... I 6 16 8. Middl. Orleans 9%, middl. amerikaniſche 9%, fair Dhollerah 6%, mivol. 
Bank und Industrie-Fapiere. fair Dhollerad 6%, good midvl. Dholerab 5%, middl. Dholleray 4%, fair 
Beftiner Hank, 18 f 7a | Hengel 44, fair Broach —, neu fair Oomta 7%, good fair Domra 7%, 
; Berl. Bänken 18 Zi 187 de d. fair Madras —, fair Pernam 10%, fair Smyrna 8, falt Egyptian 10% 
Ausländische Fonds. Bech Kasacn. Ver, 1% [20Me |4 206 BEN hie ai 100 107 57 1 5 an 18 7%, br. Mar 8 117 
Oest, Silberrente „ , 4 ge ha) bs. Berl. Lombard Bk. = | venaupset, hiesiger es 3,7% Ixember Loco 8, 77a, pr. März 8, 
40 ah. 70 ai 97 120 en „ 1 1 16% 547 Mia und u Juli 8, 9%, pr. Nobr 7, 22. — Roggen, feſt, loco 5, 10, 
. Berl Frod.-Makl-B. — 6 199% bs 0. br. März 5, 8%, pr. Mai 5, 7, pr. Juli 5, 9, pr. November 5, 10%. Kübdi 
ee 0. Be = 1 44% 8 6 matter, loco 12%, pr. Mai 12 /, pr. October 12 71. — Wetter: Regen. 
40. Oder Loose... |.” 11014 ba@. | Bros Disc-Bank = 124% G. Paris, 27. Febr. Nachmitt. [Productenmarkt.] Rübol ruhig, pr. 
95 Büberpfandbr, . 5% 92 be |Friedenthai u. 0.18 — la [183% ba B. Februar 97, 75, pr. März ⸗ April 95, 25, pr. Mais Auguft 93, 50. 
ee 57 reel. Hendele Ges“ — 6 Mehl ruhig, pr. Febr. 70, 50, pr. März⸗April 70, 75, pr. Mai⸗Juni 71, 00 
Wiener e 91 ö=. Brea, Maklerbank), — | — |5 8% b5G — Spiritus Feb 53, 50. iter: Regen. KR: 
Russ. Präm.-Anl, v. 129 br. BresiMakl-Ver-Bk|l — |7 5 [tu bz 6. piritus pr. Februar 53, 50. — Wetter: Regen. 5 
do. do. 1866 5 131 P. BrProyWechslerB.| — 46 05 8. Amſterdam, 27. Februar, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
Bas Bod.-Ored.-Pfb.. |5 | 91% bz. Bral. Wechslerbnk.|12 — 1 133 b B,. |(Schlußberidt.) Weizen pr. Mai 354, pr. October 340. Roggen loeo — 
uss.-Pol, Schetz-Obl. |4 | 77% B. Gentr.-Bk, f. Genos.|12 Z la |139% bs 6. Mär; 180 Mai 186 9 193 99 ’ 
Poln. Pfandbr. III. Em. 1 nm 8. Coburgerred-Bk|104 — . 104 5 6. pr. März ar pr. Mai , pr. October 1. Rüböl loco —, pr. 
F B. Danziger Priv.-Bk.| 7 1 4 116 B. Mai —, pr. Her ſt 2 
85 70. . 1888 Ein nel — [4 [195% ba Antwerpen, 27. Februar, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Betreivemarti.] 
do. "Anleihe. |5 | 97% 2. essauer . _ 2ſt. 84 b. Schlußbericht.) Weizen ruhig. Roggen behauptet, inländiſcher 18%. Hafer 
IL H 1 5. Deutsche Bank „| 8 4 101% be d. feſt. Gerſte ſteigend. . ; 
Freren Rente | BSH ba. Da- ank Ya f 0 d | Antwerpen, 27. Februar. [Petroleummarkt.] (Schlußbericht.) Raf⸗ 
Ital. neue 5% Anleihe 5 | 65% bs. Genfer Ban... — | _ c. 7% finirtes Type weiß, loco und pr. Februar 44½ bez. 45 Br., pr. März 
RR RER . e e 10% | = f 5 88 € A Br., pr. Septbr. 46 Br., pr. Septbr.⸗Decbr. 46 bez., 46% Br. — 
Rumänische Anleihe. 8 — 41 1008. eee 120% bz ung. . 5 
815 55 Sa Ber ler | — f 1286, 8. Bremen, 27, Februar. Petroleum flau, Standard white loco 
5 ae be. Ham. Nordd. Ek. 12% fia 1 11% bs 6. 18 Mark nominell. 
Ong. 5% St. Eisenb. Anl. [5 178% bs. Nan, Vereins-Bk. 11½ 13 4 128% et bab. = 
" | — — 8. 
ee | Ze ee Friſche 
Badische 35 FL-Looso Al bz. S EL 2 i 
N Präm.-Anl. 25%, G. W res 7 do. 11 8 |5 | 96 da B H I t A t 
Schwedische 10 Thlr-Looge — — see ee 0 8 einer us ern 
Finnische 10 Thln,Zoose 10% B. Wee „do, ß Base find wieder eingetroffen. 5 [3380 
; agdeburger do.] 54, | — A Zwingerplatz 
nin do. 12 — N 
Moldauor rare — . 1 be 0 Hugo Hulse, d de Etabttzenter 
Ndrschl. Cassenvex. 12 — 4 [124% b2 0. — 
Bisenbahn-Prioritäts-Aotlen. 9 15 nn 10 — 3 1535 be 6 8 
erlausitzer Bnk. es 

5 1e II., 4 Oept. Öredit-Actien| 17 — 6 20940 be & T I B tt 
A e ee eee ee chweizer Tafel Butter, 

: 5 Nordpaln 8,840. [Eosmer Bank. ot = 10 9 feinſte Qualität, täglich friſch, ſowie gute Kochbutter empfiehlt _ 

Fa re e Johann Böhn 

40. 9 H. 4% 90 6. Pr, Bod,- Cr. Act. B14 — |5 b „ 3379 ; 9 

Oöln-Minden . . III. 4, 91% G. Pr. Central-Bod. Or. 9% | — 6 181% ba a Oderſtraße 40. 

do. do. 40. 4% 100 ½ oz. Pr. Credit, Anstalt. — z s 141% b 8 3 

do. do. V. 4a b.. Prov. Wechsler BE — [t 16 bz 6 : ; FR 2 

do. do. . d ben. [Bäche Beier | — ji 680 du |. Durch einen Gelegenheitskauf babe ich eine bedeutende Partie Cigarren 

Minnie. 15 7 5 ehe, Bank. Ver . = i 1 19 6 f und um dieſelben wieder ſchnell in's Geld zu ſetzen, ver⸗ 

ee e e avanna-Glöarren ne gen 
schl, Zweh. Lit, C. . Pau 3 be G. und 25 Thlr., welche durchſchnittlich 30 pCt. mehr Werth ſind. 

Wel „ Bank.. | 7 — 7 4 7 A 

opel. re % 4 en WieuerVnlonbark| - | — |S 83% 4 ep e 1 l. 8 10,15 5a 5 iir. obgachen Nusiehend yum 
ar 9 —. 1 92 55 Bor! Eisonb nd. | - b |i88 ot ba 75 A. l . kal Wei Er es] 

F; „ Gomschior, Weidenſtr. 22. 

do. N 4½ 100 B Märk.SchlMasch-G| -- — 3 6745 bz 

do. 988 4% 994, G. Nordd. Papierfobr. 8½ | -- 8 | 48% ba @ — TE 

„ a 4 sh d. Westend, Conan. 0. is r 46 150% 8. 

r | = es ' 

2 „Nei, 5 5 rei — — 77½ b 
Oonol-Öderb, Wi 491 6 do. verein. O elfab.“ — — 5 | 8€ 5 } Kalk⸗Offerte 
do, do. . 47 — — Dresl. E. Wagenbauf 7 — 5 | 94% bw 5 8 + = 
de, do. IW. & 1 1 — — 8 37 D. Wir offeriren 3293] 

U AO erste 5 5 = 5 4 b 

„ Bü „ 6 5 8. Act. Br. (Scholtz) 9 ei 7 

e ee Vaukalk, ab Ofen pro Hectol. 10 Sgr., 
g an 44 97% b 10 — f 106% Be h W L 1 

argard- N — — l. H 1 — 
e 6 1714 bz. do. Wagenb,Anat,| — — 3 194 1 0 dag. aurahütte U to Sir, 5 Sgr. 

do. do, II. s | 79% ba. Donnersmarkhüttel — | — |5 101 bs & 9 8 g ER 3 
£ do, na Ball s 2 a 5 Königs“ u. mer [tag | — 15 1171 5 Beſtellungen bitten wir uns rechtzeitig zugehen zu laſſen. 
Jal. — — h et bx. B. ienhüt ER — = 8 2 . N) 
Pe en Gebr. Steinitz, Laurahütte. 
Kronpr. Rudolph-Bhn 6 !8/Y, 8. O. Schl Eisenwerke — |11 5 100 ½ da 8. 
Mähr.-Schl. Centralbhn |5 su bz, Bedenhütte .. 10 % |124 bes 
5 5 au 11 0 Bene n ir — 9 112 bz 6 5 => 

do, „ neue 2. chles, Act, — 123, bz 

do. südl, Staatabhn, 3 453 ; do. 8t.-Pr.-KAet.] 6 — 0 R 4 * 
di de e i en, [Tenor e ee Sosnowicer feinſt gedämpftes Knochenmehl I. 
Cnennlte Komotau,: |6 39 f be.. Tom p. Kriele — — g. 10 in bekannter Güte mit garantirtem Gehalt von 4-4Y% Sticcſtoff, 21 bis 
Prag Dun. 5 | 86% b, G. | Goth.pxäm.-Pfndb| — L Is 106 E 23% Phosphorſäure ab Fabrik oder ab Lager in Breslau, ferner Ammoniak 
Duz;Bodenbach. ». ; 1 zie den |MeiningerPrämPib] — | — la | 954 m. Kut unc und Superphosphat aus Bakerguano, Spodium oder 
e e e eee e, Ae de jonie wre ber e 

5 Saad 2 
FF 5 Eduard Sperling, Breslau, 

do. III |5 | 96% bz. Lombard-Zinsfurs 5 pOt. Neue derſtraße 8a, 32 


Kelegraphiſche Courſe und Borſennachrichten. 
graph = 50 A 10 Siem 


Paris, 27. Februar, Nachmittags 3 Uhr. ISchluß⸗Co urſe.] Zproc. 
Rente 56, 35 Anleihe de 1871 88, 60. Anleihe de 1872 90, 80. 


; 3268] 
General⸗Agentur der Sosnowicer Dampf⸗Knochenmehl⸗Fabrik für Schleſien. 


Vererantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. a 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 


